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Saarlindisches Personalvertretungsgesetz (SPersVG)

Vom 9. Mai 1973 *
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Mirz 2005 (Amtsbl. S. 486).
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Erster Teil
Personalvertretungen

Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

(1) Personalvertretungen werden gebildet in den Verwaltungen des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbéande
sowie der sonstigen Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes
unterstehen.

(2) Als Verwaltungen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch die Gerichte, Schulen, Hochschulen, Eigenbetriebe und der
Saarldndische Rundfunk.

§2

Zusammenarbeit

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten zur Erfiillung der dienstlichen Aufgaben und zum Wohl der Angehori-
gen der Dienststelle im Rahmen der Gesetze und Tarifvertrige vertrauensvoll zusammen; hierbei wirken sie mit den in
der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zusammen.

(2) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Arbeitgeber, insbesondere die Wahrnehmung der
Interessen ihrer Mitglieder, werden durch dieses Gesetz nicht beriihrt.

§3

Verbot abweichender Regelungen

Durch Tarifvertrag oder durch Dienstvereinbarung kann das Personalvertretungsrecht nicht abweichend von diesem
Gesetz geregelt werden.

§4
Angehdorige des offentlichen Dienstes

(1) Angehorige des 6ffentlichen Dienstes im Sinne dieses Gesetzes sind die Beamten, Angestellten und Arbeiter ein-
schlieBlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschiftigten. Waldarbeiter gelten auch in der Zeit, fiir die ihr Arbeitsver-
hiltnis aufgrund tariflicher Regelung nur voriibergehend geldst worden ist, als Angehorige des 6ffentlichen Dienstes im
Sinne dieses Gesetzes. Richter gelten nicht als Angehorige des 6ffentlichen Dienstes im Sinne dieses Gesetzes. '

(2) Wer Beamter ist, bestimmt das Beamtengesetz. >
(3) Angestellte im Sinne dieses Gesetzes sind Angehorige des 6ffentlichen Dienstes, die nach dem fiir die Dienststelle
maBgebenden Tarifvertrag oder nach der Dienstordnung Angestellte sind. Als Angestellte gelten auch Angehorige des

offentlichen Dienstes, die sich in der Ausbildung zu einem Angestelltenberuf befinden.

(4) Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind Angehdrige des 6ffentlichen Dienstes, die nach dem fiir die Dienststelle
maligebenden Tarifvertrag Arbeiter sind, einschlieBlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschiftigten.

(5) Als Angehorige des 6ffentlichen Dienstes im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht Personen, die vorwiegend zu ihrer

' Vgl. hierzu § 21 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz des SRiG - BS-Nr. 301-1.
2 SBG vgl. BS-Nr. 2030-1.



2035-1 3

Heilung, Wiedereingew6hnung, sittlichen Besserung oder Erziehung beschéftigt werden oder die ehrenamtlich tétig
sind.

§5
Gruppen

Die Beamten, Angestellten und Arbeiter bilden je eine Gruppe.

§6

Dienststellen

(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die einzelnen Behdrden, Verwaltungsstellen und Betriebe der in
§ 1 genannten Verwaltungen sowie die Gerichte.

(2) Die den obersten Dienstbehdrden unmittelbar nachgeordneten Behdrden bilden mit den ihnen nachgeordneten Stel-
len eine Dienststelle; dies gilt nicht, wenn auch die nachgeordneten Stellen im Verwaltungsaufbau und nach Aufgaben-
bereich und Organisation selbststéndig sind.

(3) Nebenstellen oder Teile einer Dienststelle, die rdumlich weit von dieser entfernt liegen, gelten als selbststindige
Dienststellen, wenn die Mehrheit ihrer wahlberechtigten Angehorigen dies in geheimer Abstimmung beschliefit. Die
oberste Dienstbehorde kann Nebenstellen oder Teile einer Dienststelle im Einvernehmen mit der Personalvertretung zu
selbststindigen Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes erkldren; die Personalvertretung ist insoweit antragsberechtigt.

(4) Mehrere Dienststellen gelten unter den in Absatz 2 enthaltenen Voraussetzungen als eine Dienststelle, wenn die
Mehrheit der wahlberechtigten Angehorigen jeder Dienststelle dies in geheimer Abstimmung beschlief3t.

(5) Bei gemeinsamen Dienststellen des Bundes oder eines anderen Landes und der in § 1 genannten Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts gelten nur die nicht im Bundesdienst oder im Dienst eines anderen
Landes Beschiftigten als zur Dienststelle gehorig. Bei gemeinsamen Dienststellen des Landes und anderer Korper-
schaften bilden die Angehorigen der Dienststelle des Landes und der Korperschaften je einen Personalrat.

§7

Leiter der Dienststelle

Fiir die Dienststelle handelt ihr Leiter. Er kann sich bei Verhinderung durch seinen stindigen Vertreter, bei der obersten
Dienstbehdrde und der Mittelbehdrde auch durch den Leiter der Personalabteilung, fiir den Bereich der Vollzugspolizei
durch den Leiter der zustdndigen Abteilung, vertreten lassen, soweit dieser entscheidungsbefugt ist.

§8
Verbot der Behinderung oder Begiinstigung

Personen, die Aufgaben und Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen, diirfen darin nicht behindert und wegen
ihrer Tétigkeit nicht benachteiligt oder begiinstigt werden; insbesondere diirfen sie in ihrem beruflichen Aufstieg nicht
benachteiligt werden.

§9
Verschwiegenheitspflicht

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen oder wahrgenommen und an Sitzungen
der Personal- oder Jugend- und Auszubildendenvertretungen teilnehmen oder teilgenommen haben, haben iiber die
ihnen dabei bekannt gewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. Die Verschwiegen-
heitspflicht gilt nicht fiir Mitglieder der Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung gegeniiber
den iibrigen Mitgliedern der Vertretung sowie gegeniiber den Beauftragten der Gewerkschaften und der Vereinigungen
der Arbeitgeber, soweit diese nach den Vorschriften dieses Gesetzes hinzugezogen werden; sie entfillt ferner
gegeniiber der vorgesetzten Dienststelle und der bei ihr gebildeten Stufenvertretung und gegeniiber dem
Gesamtpersonalrat, soweit diese im Rahmen ihrer Zustindigkeit beteiligt werden. Gleiches gilt im Verhéltnis der
Stufenvertretung oder des Gesamtpersonalrats zum Personalrat.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht fiir Angelegenheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bediirfen.

(3) Die Befugnis des Leiters der Dienststelle oder seiner Vertreter (§ 7), Angelegenheiten, die von den Personal- oder
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Jugend- und Auszubildendenvertretungen behandelt wurden, mit den zusténdigen Stellen dienstlich zu erdrtern, bleibt
unberiihrt.

§ 10
Unfallfiirsorge

Erleidet ein Beamter anldsslich der ordnungsgeméfBen Wahrnehmung von Rechten oder Erfiillung von Pflichten nach
diesem Gesetz einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen Unfallfiirsorgevorschriften ein Dienstunfall wire, so
sind diese Vorschriften entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 11
Personalrat

1. Wahl und Zusammensetzung

§11
Bildung von Personalriten

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel mindestens fiinf Wahlberechtigte beschéftigen, von denen drei wahlbar sind,
werden Personalrite gebildet.

(2) Dienststellen mit in der Regel weniger als fiinf Wahlberechtigten werden von der iibergeordneten Dienststelle im
Einvernehmen mit der Stufenvertretung einer anderen Dienststelle des gleichen Verwaltungszweiges zugeteilt.

§12
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind alle Angehdrigen der Dienststelle, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, es sei
denn, dass sie infolge Richterspruchs das Recht, in 6ffentlichen Angelegenheiten zu wéhlen oder zu stimmen, nicht
besitzen. Angehorige des 6ffentlichen Dienstes, die am Wahltag ldnger als sechs Monate unter Wegfall der Beziige
beurlaubt sind, sind nicht wahlberechtigt. § 4 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberiihrt.

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet ist, wird in ihr wahlberechtigt, sobald die Abordnung lédnger als drei Monate
gedauert hat. Im gleichen Zeitpunkt verliert er das Wahlrecht bei der alten Dienststelle. Das gilt nicht fiir Teilnehmer an
Lehrgingen und fiir Angehorige des 6ffentlichen Dienstes, die als Mitglieder einer Stufenvertretung oder des Gesamt-
personalrats freigestellt sind.

(3) Beamte im Vorbereitungsdienst und Angehorige des 6ffentlichen Dienstes in entsprechender Berufsausbildung sind
nur bei ihrer Stammbehoérde wahlberechtigt.

(4) Der Leiter der Dienststelle und sein stindiger Vertreter sind fiir die Personalvertretung ihrer Dienststelle nicht wahl-
berechtigt.

§13
Wihlbarkeit

(1) Wahlbar sind alle Wahlberechtigten, die

a) am Wabhltag das 18. Lebensjahr vollendet haben,

b) seit sechs Monaten der Dienststelle angehdren.
Bei Waldarbeitern wird die Zugehorigkeit zur Dienststelle nicht dadurch unterbrochen, dass ihr Arbeitsverhiltnis auf-
grund tariflicher Regelungen nur voriibergehend geldst worden ist. Die in § 12 Abs. 3 genannten Personen sind nur in
ihrer Stammbehd&rde wihlbar.

(2) Nicht wéhlbar ist, wer infolge Richterspruchs die Fahigkeit, Rechte aus 6ffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht
besitzt.

(3) Nicht wéhlbar sind fiir die Personalvertretungen ihrer Dienststelle der Leiter der Dienststelle, sein stindiger Vertre-
ter sowie Angehorige der Dienststelle, die zu selbststédndigen Entscheidungen in mitbestimmungspflichtigen Personal-
angelegenheiten der Dienststelle befugt sind.

§14
Erweiterte Wihlbarkeit
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Besteht die Dienststelle weniger als sechs Monate, so bedarf es nicht der sechsmonatigen Zugehorigkeit.

§15
Mitgliederzahl

(1) Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel 5 bis 20 wahlberechtigten Angehdrigen aus einer Person,
21 bis 50 Wahlberechtigten aus 3 Mitgliedern,
51 bis 100 Wahlberechtigten aus 5 Mitgliedern,
101 bis 200 Wahlberechtigten aus 7 Mitgliedern,
201 bis 400 Wahlberechtigten aus 9 Mitgliedern,
401 bis 800 Wahlberechtigten aus 11 Mitgliedern,
801 bis 1.500 Wahlberechtigten aus 13 Mitgliedern.

Die Zahl der Mitglieder erhoht sich in Dienststellen mit mehr als 1.500 Wahlberechtigten um je zwei fiir je weitere
angefangene 1.000 Wahlberechtigte.

(2) Die Hochstzahl der Mitglieder betragt 25.

(3) Maligebend fiir die Ermittlung der Zahl der Personalratsmitglieder ist der siebte Tag vor dem Erlass des Wahlaus-
schreibens.

§16
Sitzverteilung auf die Gruppen

(1) Sind in der Dienststelle Wahlberechtigte verschiedener Gruppen beschéftigt, so muss jede Gruppe entsprechend
ihrer Stirke im Personalrat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens drei Mitgliedern besteht. Bei gleicher Starke der
Gruppen entscheidet das Los. Macht eine Gruppe von ihrem Recht, im Personalrat vertreten zu sein, keinen Gebrauch,
so verliert sie ihren Anspruch auf Vertretung.

(2) Der Wahlvorstand errechnet die Verteilung der Sitze auf die Gruppen nach den Grundsétzen der Verhiltniswahl.

(3) Eine Gruppe erhilt mindestens
bei weniger als 51 wahlberechtigten Gruppenangehorigen 1 Vertreter,
bei 51 bis 200 wahlberechtigten Gruppenangehorigen 2 Vertreter,
bei 201 bis 600 wahlberechtigten Gruppenangehorigen 3 Vertreter,
bei 601 bis 1000 wahlberechtigten Gruppenangehdorigen 4 Vertreter,
bei mehr als 1000 wahlberechtigten Gruppenangehorigen 5 Vertreter.

(4) Ein Personalrat, fiir den in § 15 Abs. 1 drei Mitglieder vorgesehen sind, besteht aus vier Mitgliedern, wenn eine
Gruppe mindestens ebensoviel Wahlberechtigte zéhlt wie die beiden anderen Gruppen zusammen. Das vierte Mitglied
steht der stirksten Gruppe zu.

(5) Eine Gruppe, der in der Regel nicht mehr als fiinf Wahlberechtigte angehoren, erhélt nur dann eine Vertretung,
wenn sie mindestens ein Zwanzigstel der Wahlberechtigten der Dienststelle umfasst. Erhilt sie keine Vertretung und
findet eine Gruppenwahl statt, so kann sich jeder Angehorige dieser Gruppe durch Erklarung gegeniiber dem Wahlvor-
stand einer anderen Gruppe anschlief3en.

(6) Fiir die Ermittlung der Zahl der auf die einzelnen Gruppen entfallenden Vertreter gilt § 15 Abs. 3 entsprechend.

(7) Die Geschlechter sollen in jeder Gruppe, mindestens aber im Personalrat insgesamt, entsprechend ihrem Zahlenver-
héltnis an den Beschéftigten vertreten sein. § 15 Absatz 3 und § 17 Absatz 1 gelten entsprechend.

§17
Abweichende Sitzverteilung

(1) Die Verteilung der Mitglieder des Personalrats auf die Gruppen kann abweichend von § 16 geordnet werden, wenn
jede Gruppe dies vor der Neuwahl in getrennter geheimer Abstimmung beschlie3t. Der Beschluss bedarf der Mehrheit
der Stimmen der abstimmenden Wahlberechtigten jeder Gruppe.

(2) Fiir jede Gruppe kénnen auch Angehdrige anderer Gruppen vorgeschlagen werden. Die Gewéhlten gelten als Ver-
treter derjenigen Gruppe, fiir die sie vorgeschlagen worden sind.
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§18
Wahlgrundsiitze und Wahlvorschlige

(1) Der Personalrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewahlt.

(2) Besteht der Personalrat aus mehr als einer Person, so wéhlen die Gruppen ihre Vertreter in getrennten Wahlgéngen,
es sei denn, dass die Wahlberechtigten jeder Gruppe vor der Wahl in getrennter geheimer Abstimmung gemeinsame
Wahl beschlie3en.

(3) Die Wahl wird nach den Grundsétzen der Verhéltniswahl durchgefiihrt. Wird nur ein Wahlvorschlag eingereicht, so
findet Personenwahl statt. In Dienststellen, deren Personalrat aus einer Person besteht, wird dieser mit einfacher Stim-
menmehrheit gewéhlt; das Gleiche gilt fiir Gruppen, denen nur ein Vertreter im Personalrat zusteht. In diesen Fillen ist
in einem getrennten Wahlgang ein Ersatzmann zu wihlen.

(4) Zur Wahl des Personalrats konnen die Wahlberechtigten und jede in der Dienststelle vertretene Gewerkschaft
Wabhlvorschliage machen. Jeder nicht von einer Gewerkschaft eingereichte Wahlvorschlag muss von einem Zwanzigstel
der Wahlberechtigten der Gruppe, mindestens aber von drei Wahlberechtigten unterzeichnet sein. In jedem Fall geniigt
die Unterzeichnung durch 100 wahlberechtigte Gruppenangehorige. Die nach § 13 Abs. 3 nicht wéhlbaren Angehori-
gen der Dienststelle diirfen keine Wahlvorschldge machen oder unterzeichnen.

(5) Ist gemeinsame Wahl beschlossen worden, so muss jeder nicht von einer Gewerkschaft eingereichte Wahlvorschlag
von mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Jeder Angehorige der Dienststelle kann nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen und nur auf einem Wahlvorschlag
benannt werden.

§19
Wabhlvorstand

(1) Spétestens drei Monate vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Personalrat einen aus drei Wahlberechtigten beste-
henden Vorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. Sind in der Dienststelle Angehorige verschiedener Gruppen
beschiéftigt, so muss jede Gruppe im Wahlvorstand vertreten sein. Fiir jedes Mitglied soll ein Ersatzmitglied berufen
werden.

(2) Besteht sechs Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Personalrats kein Wahlvorstand, so beruft der Leiter der Dienst-
stelle auf Antrag von drei Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine Personalver-
sammlung zur Wahl des Wahlvorstandes ein. Die Personalversammlung wihlt sich einen Versammlungsleiter. Die
Wahl des Wahlvorstandes erfolgt mit der Mehrheit der anwesenden Wahlberechtigten der Dienststelle. Absatz 1 gilt
entsprechend.

§ 20
Wabhl des Wahlvorstandes in Dienststellen ohne Personalrat

Besteht in einer Dienststelle, welche die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 erfiillt, kein Personalrat, so beruft der Leiter
der Dienststelle auf Antrag von drei Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine
Personalversammlung zur Wahl des Wahlvorstandes ein. Die Wahl erfolgt mit der Mehrheit der anwesenden Wahlbe-
rechtigten der Dienststelle. § 19 Abs. I und Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§21
Bestellung des Wahlvorstandes

Findet keine Personalversammlung statt oder wéhlt die Personalversammlung keinen Wahlvorstand, so bestellt ihn der
Prisident des Oberverwaltungsgerichts des Saarlandes auf Antrag von drei Wahlberechtigten, einer in der Dienststelle
vertretenen Gewerkschaft oder des Leiters der Dienststelle. § 19 Abs. 1 gilt entsprechend.

§22
Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverziiglich einzuleiten und durchzufiihren; sie soll innerhalb von sechs Wochen
stattfinden.
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(2) Je ein Beauftragter der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist berechtigt, an den Sitzungen des Wahl-
vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen.

(3) Nach Beendigung der Wahl zihlt der Wahlvorstand 6ffentlich die Stimmen aus, stellt das Ergebnis in einer Nieder-
schrift fest und gibt es in der Dienststelle bekannt. Dem Leiter der Dienststelle und jeder in der Dienststelle vertretenen
Gewerkschaft ist eine Abschrift der Wahlniederschrift zuzuleiten.

(4) Kommt der Wahlvorstand seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 nicht nach, beruft der Leiter
der Dienststelle eine Personalversammlung zur Wahl eines neuen Wahlvorstandes ein. § 19 Abs. 2 Satz 3 und § 21
gelten entsprechend.

§23
Zeitpunkt der Wahl

(1) Die regelméaBigen Personalratswahlen finden alle vier Jahre, gerechnet vom Jahr des In-Kraft-Tretens dieses Geset-
zes, in der Zeit vom 1. Mérz bis 31. Mai statt.

(2) AuBerhalb dieser Zeit ist der Personalrat zu wiahlen, wenn
a) mit Ablauf von 18 Monaten, vom Tag der Wahl an gerechnet, die Zahl der Wahlberechtigten um die Hélfte, min-
destens aber um 50, gestiegen oder gesunken ist,
b) die Gesamtzahl der Personalratsmitglieder nach Eintreten simtlicher Ersatzmitglieder unter die vorgeschriebene
Zahl der Personalratsmitglieder gesunken ist,
¢) der Personalrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Riicktritt beschlossen hat, oder, wenn der Personalrat nur
aus einer Person besteht, diese zurticktritt,
d) die Personalratswahl mit Erfolg angefochten worden ist,
e) der Personalrat durch eine gerichtliche Entscheidung aufgel6st ist oder
f) in der Dienststelle ein Personalrat nicht besteht.
Satz 1 Buchstabe b gilt nicht, wenn das Absinken der Gesamtzahl ausschlieBlich durch die Mitglieder einer Gruppe
bewirkt wird.

(3) Hat auBlerhalb des fiir die regelmaBigen Personalratswahlen festgelegten Zeitraums (Absatz 1) eine Personalrats-
wabhl stattgefunden, so ist der Personalrat in dem auf die Wahl folgenden néchsten Zeitraum der regelméBigen Personal-
ratswahlen neu zu wihlen. Hat die Amtszeit des Personalrats zum Beginn des fiir die regelméfigen Personalratswahlen
festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, so ist der Personalrat in dem iiberndchsten Zeitraum der regelma-
Bigen Personalratswahlen neu zu wihlen.

(4) Die Vertreter einer Gruppe sind fiir die restliche Amtszeit des Personalrats neu zu wihlen, wenn nach dem Eintreten
samtlicher Ersatzmitglieder der Gruppe die Sitzverteilung nach § 16 nicht mehr gewahrleistet ist. § 26 Abs. 1 Satz 4 gilt
entsprechend. Der Wahlvorstand ist aus Angehdrigen dieser Gruppe zu bilden.

§ 24
Schutz der Wahl, Wahlkosten

(1) Niemand darf die Wahl des Personalrats behindern oder in einer gegen die guten Sitten verstolenden Weise beein-
flussen. Insbesondere darf kein Angehoriger des 6ffentlichen Dienstes in der Ausiibung des aktiven und passiven
Wahlrechts beschrinkt werden. Fiir die Mitglieder des Wahlvorstandes und die Wahlbewerber gilt § 46 bis zum Ablauf
von drei Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses entsprechend.

(2) Die Kosten der Wahl trigt die Dienststelle. Notwendige Versdumnis von Arbeitszeit infolge der Ausiibung des
Wabhlrechts, der Teilnahme an den in den §§ 19 bis 21 genannten Personalversammlungen oder der Betétigung im
Wabhlvorstand hat keine Minderung der Dienstbeziige oder des Arbeitsentgelts zur Folge. Fiir die Mitglieder des Wahl-
vorstandes gelten § 43 Abs. 1 Satz 2 und § 45 Abs. 2 Satz 2 entsprechend.

§25
Anfechtung der Wahl

(1) Mindestens drei Wahlberechtigte, jede in der Dienststelle vertretene Gewerkse4aft oder der Leiter der Dienststelle
kdnnen binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, die Wahl
beim Verwaltungsgericht anfechten, wenn gegen wesentliche Vorschriften tiber das Wahlrecht, die Wahlbarkeit oder
das Wahlverfahren verstoflen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstof das
Wahlergebnis nicht gedndert oder beeinflusst werden konnte. Bis zur Rechtskraft der Entscheidung fiihren die gewéhl-
ten Mitglieder des Personalrats ihr Amt fort.
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(2) Ist die Wahl des gesamten Personalrats durch rechtskréftige Entscheidung fiir ungiiltig erklart, so nimmt bis zur
Neuwahl der nach §§ 20 oder 21 zu bildende Wahlvorstand die dem Personalrat nach diesem Gesetz zustehenden Be-
fugnisse und Pflichten wahr.

(3) Ist die Wahl einer Gruppe durch rechtskréftige Entscheidung fiir ungiiltig erklart, so ist der Wahlvorstand aus An-
gehorigen dieser Gruppe zu bilden.

2. Amtszeit

§26
Dauer der Amtszeit

(1) Die regelméBige Amtszeit des Personalrats betrigt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der Bekanntmachung des
Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch ein Personalrat besteht, mit Ablauf von dessen Amtszeit; die
Amtszeit endet spétestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach § 23 Abs. 1 die regelméBigen Personalratswahlen statt-
finden. In dem Fall des § 23 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit ebenfalls spétestens am 31. Mai des Jahres, in dem der
Personalrat neu zu wéhlen ist. In den Féllen des § 23 Abs. 2 Buchst. a und b endet die Amtszeit mit der Bekanntgabe
des Wahlergebnisses des neu gewihlte Personalrats.

(2) In den Fillen des § 23 Abs. 2 Buchst. c fiihrt der Personalrat die Geschéfte bis zur Bekanntgabe des Ergebnisses der
Neuwahl weiter.

§27
Ausschluss und Auflésung

(1) Auf Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten, des Leiters der Dienststelle oder einer in der Dienststelle vertrete-
nen Gewerkschaft kann das Verwaltungsgericht den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Personalrat oder die Aufl-
sung des Personalrats wegen grober Vernachlédssigung seiner gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung
seiner gesetzlichen Pflichten beschlieBen. Der Personalrat kann aus den gleichen Griinden den Ausschluss eines Mit-
glieds beantragen.

(2) Ist der Personalrat durch rechtskréftige Entscheidung aufgeldst, so findet § 25 Abs. 2 Anwendung.

§28
Erloschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt durch:
a) Ablauf der Amtszeit,
b) Niederlegung des Amtes,
¢) Beendigung des Dienstverhiltnisses,
d) Ausscheiden aus der Dienststelle,
e) Verlust der Wihlbarkeit,
f) gerichtliche Entscheidung nach § 27,
g) gerichtliche Entscheidung iiber die Feststellung der Nichtwihlbarkeit nach Ablauf der im § 25 Abs. 1 Satz 1 ge-
nannten Frist, es sei denn, der Mangel liegt nicht mehr vor.

(2) Die Mitgliedschaft im Personalrat wird durch einen Wechsel der Gruppenzugehorigkeit eines Mitglieds nicht be-
riihrt; es bleibt Vertreter der Gruppe, die es gewéhlt hat.

(3) Die Feststellung nach Absatz 1 und 2 trifft der Personalrat.

§29
Ruhen der Mitgliedschaft, Befangenheit

(1) Die Mitgliedschaft eines Beamten im Personalrat ruht, solange ihm die Fithrung seiner Dienstgeschéfte untersagt
oder er vorldufig des Dienstes enthoben ist.

(2) Ein Mitglied des Personalrats darf bei der Beratung und Beschlussfassung iiber Angelegenheiten, die seine person-
lichen Interessen unmittelbar beriihren, nicht anwesend sein. Dasselbe gilt fiir Angelegenheiten von Angehdrigen des



2035-1 9

Mitglieds des Personalrats im Sinne von § 20 Abs. 5 des Saarlindischen Verwaltungsverfahrensgesetzes. *

§ 30
Ersatzmitglieder

(1) Scheidet ein Mitglied aus dem Personalrat aus, so tritt ein Ersatzmitglied ein. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied
des Personalrats zeitweilig verhindert ist.

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewahlten Angehdrigen der Dienststelle derjenigen Vor-
schlagslisten entnommen, denen die zu ersetzenden Mitglieder angehdren. Ist das ausgeschiedene oder verhinderte
Mitglied mit einfacher Stimmenmehrheit gewahlt, so riickt der nicht gewéhlte Angehdrige der Dienststelle mit der
néchsthoheren Stimmenzahl oder der gewéhlte Ersatzmann nach oder iibernimmt die Stellvertretung.

(3) Im Fall des § 23 Abs. 2 Buchst. e treten Ersatzmitglieder nicht ein.

Abschnitt T1I
Geschiftsfiihrung

§ 31
Vorsitz und Vorstand

(1) Besteht der Personalrat aus weniger als fiinf Mitgliedern, so wéhlt er aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen
Stellvertreter. Sind Gruppen vertreten, so miissen der Vorsitzende und sein Stellvertreter verschiedenen Gruppen ange-
horen, es sei denn, die Gruppen verzichten.

(2) Besteht der Personalrat aus mindestens fiinf Mitgliedern, so bildet er aus seiner Mitte den Vorstand. Der Vorstand
besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Stellvertretern. Dem Vorstand muss ein Mitglied jeder im Personalrat vertrete-
nen Gruppe angehdren. Die Mitglieder jeder Gruppe wéhlen das auf sie entfallende Vorstandsmitglied. Sind zwei
Gruppen im Personalrat, so erhilt die stirkste Gruppe zwei Vorstandsmitglieder.

(3) Der Personalrat wéhlt in den Féllen des Absatzes 2 mit einfacher Stimmenmehrheit aus dem Vorstand den Vorsit-
zenden und bestimmt die Reihenfolge der Stellvertretung.

(4) Hat der Personalrat mindestens 11 Mitglieder, so wéhlt er zwei weitere Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit
in den Vorstand.

(5) Machen die Gruppen von Threm Recht, im Vorstand vertreten zu sein, keinen Gebrauch, so wéhlt der Personalrat
den Vorsitzenden und die weiteren Mitglieder des Vorstandes aus seiner Mitte.

(6) Ergibt sich bei den Wahlen Stimmengleichheit, entscheidet das Los.

§32
Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand fiihrt die laufenden Geschéfte. Er kann die Befugnis durch einstimmigen Beschluss auf den Vorsit-
zenden tibertragen. Im Fall des § 31 Abs. 1 werden die laufenden Geschéfte vom Vorsitzenden gefiihrt. Zu den laufen-
den Geschiften gehoéren nur die der Vorbereitung von Entscheidungen der Personalvertretungen dienenden Mafinah-
men.

(2) Der Vorsitzende vertritt den Personalrat im Rahmen der von diesem gefassten Beschliisse. Handelt es sich um die
Vertretung der ausschlieBlichen Angelegenheiten einer Gruppe, der der Vorsitzende nicht angehort, so wird die Ange-
legenheit gemeinsam von dem Vorsitzenden und einem Vorstandsmitglied der betreffenden Gruppe vertreten.

§33
Einberufung der Sitzungen

(1) Spétestens eine Woche, bei Stufenvertretungen zwei Wochen, nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses hat der
Wahlvorstand die Mitglieder des Personalrats zur Vornahme der vorgeschriebenen Wahlen einzuberufen und die Sit-
zung zu leiten, bis der Personalrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat.

> SVWVIG vgl. BS-Nr. 2010-5.
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(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende des Personalrats ein. Er setzt die Tagesordnung fest und leitet die
Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Personalrats rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung einzu-
laden. Zwischen Einladung und Sitzung miissen, besonders dringende Fille ausgenommen, drei volle Arbeitstage lie-
gen. Die Dringlichkeit muss durch den Personalrat mit der Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl bestétigt werden.

(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Personalrats, der Mehrheit der Vertreter einer Gruppe, der Jugend- und
Auszubildendenvertretung oder des Leiters der Dienststelle hat der Vorsitzende eine Sitzung einzuberufen und den
Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen. Die antragsberechtigte Gruppe muss aus
mindestens zwei Mitgliedern bestehen. Ein Gegenstand, der nicht auf der Tagesordnung steht, kann nur auf Grund
eines einstimmigen Beschlusses des Personalrats behandelt werden.

§ 34
Teilnahme an den Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Personalrats sind nicht 6ffentlich.

(2) Der Leiter der Dienststelle nimmt an den Sitzungen, die auf sein Verlangen einberufen sind, und an den Sitzungen,
zu denen er eingeladen ist, teil. Er kann einen Vertreter der Arbeitgebervereinigung, der die Dienststelle angehort, oder
einen Sachverstdndigen hinzuziehen; in diesem Fall ist jede im Personalrat vertretene Gewerkschaft berechtigt, einen
Beauftragten ihrer Organisation hinzuzuziehen.

(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Personalrats oder der Mehrheit der Vertreter einer Gruppe kénnen
Beauftragte einer im Personalrat vertretenen Gewerkschaft oder der Stufenvertretungen an der Sitzung beratend teil-
nehmen; in diesem Fall sind Sitzungszeitpunkt und Tagesordnung rechtzeitig mitzuteilen. § 33 Abs. 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) In Angelegenheiten einzelner Angehdriger der Dienststelle kann der Personalrat beschlieBen, dass diese wéahrend
der Personalratssitzung gehort werden. Beantragt ein Angehoriger der Dienststelle, vom Personalrat gehort zu werden,
so ist diesem Antrag zu entsprechen; dies gilt nicht gegeniiber der Stufenvertretung. Notwendige Reisekostenvergiitun-
gen werden den Angehdrigen der Dienststelle nach den Vorschriften des Saarlindischen Reisekostengesetzes * erstattet.

(5) Die Schwerbehindertenvertretung ist berechtigt, an allen Sitzungen des Personalrats mit beratender Stimme teilzu-
nehmen. Sitzungszeitpunkt und Tagesordnung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben.

(6) Der Personalrat kann die Teilnahme der ihm nach § 43 Abs. 2 zur Verfiigung gestellten Schreibkréfte sowie sach-
kundiger Personen gestatten.

(7) Der Vertrauensmann der Zivildienstleistenden kann an Sitzungen des Personalrats beratend teilnehmen, wenn An-
gelegenheiten behandelt werden, die auch Zivildienstleistende betreffen; in diesem Fall sind ihm Sitzungszeitpunkt und
Tagesordnung rechtzeitig mitzuteilen.

§35
Zeitpunkt der Sitzungen

Die Sitzungen finden in der Regel wéhrend der Arbeitszeit statt. Der Personalrat hat bei der Einberufung seiner Sitzun-
gen auf die dienstlichen Erfordernisse Riicksicht zu nehmen. Der Leiter der Dienststelle ist vom Zeitpunkt der Sitzun-
gen vorher zu verstidndigen.

§ 36
Beschlussfassung

(1) Die Beschliisse des Personalrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Die Beschlussfassung erfolgt in Abwesenheit der nach § 34 Abs. 2 bis 6
Teilnahmeberechtigten.

(2) Der Personalrat ist nur beschlussfiahig, wenn mindestens die Hélfte seiner Mitglieder anwesend ist; Stellvertretung
durch Ersatzmitglieder ist zuldssig.

(3) Nimmt die Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Beschlussfassung teil, so werden die Stimmen der Ju-
gend- und Auszubildendenvertreter bei der Feststellung der Stimmenmehrheit mitgez&hlt.

* SRKG vgl. BS-Nr. 2032-10.
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§37
Beratung und Entscheidung

(1) Uber die gemeinsamen Angelegenheiten der Beamten, Angestellten und Arbeiter wird vom Personalrat gemeinsam
beraten und beschlossen.

(2) In Angelegenheiten, die lediglich die Angehorigen einer Gruppe betreffen, sind nach gemeinsamer Beratung im
Personalrat nur die Vertreter dieser Gruppe zur Beschlussfassung berufen. Dies gilt nicht fiir eine Gruppe, die im Per-
sonalrat nicht vertreten ist. Fiir Beratung und Beschlussfassung gilt § 36 Abs. 1 und 2 entsprechend.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend fiir Angelegenheiten, die die Angehdrigen zweier Gruppen betreffen.

§ 38
Aussetzung von Beschliissen

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter einer Gruppe, die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder
Schwerbehindertenvertretung einen Beschluss des Personalrats als eine erhebliche Beeintriachtigung wichtiger Interes-
sen der durch sie vertretenen Angehorigen der Dienststelle, so ist auf ihren Antrag der Beschluss auf die Dauer von
einer Woche auszusetzen. In dieser Frist soll, gegebenenfalls mit Hilfe der im Personalrat vertretenen Gewerkschaften,
eine Verstdndigung versucht werden.

(2) Nach Ablauf der Frist ist {iber die Angelegenheit neu zu beschlieBen. Wird der erste Beschluss bestitigt, so kann
der Antrag auf Aussetzung nicht wiederholt werden.

§39
Gemeinsame Aufgaben von Personalrat und Richterrat

Sind an einer Angelegenheit sowohl der Personalrat als auch der Richterrat beteiligt, so teilt der Vorsitzende des Perso-
nalrats dem Richterrat den entsprechenden Teil der Tagesordnung mit und gibt ihm Gelegenheit, Mitglieder in die Sit-
zung des Personalrats zu entsenden (§ 24 Saarlindisches Richtergesetz °). Auf Antrag des Richterrats oder des Leiters
der Dienststelle hat der Vorsitzende des Personalrats eine Sitzung einzuberufen und die gemeinsame Angelegenheit,
deren Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen.

§ 40
Sitzungsniederschrift, Einsicht in Unterlagen

(1) Uber jede Verhandlung des Personalrats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den Wortlaut der Be-
schliisse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst sind, enthélt. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und einem
weiteren Mitglied zu unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine Anwesenheitsliste beizufiigen, in die sich jeder Teilneh-
mer eigenhindig einzutragen hat.

(2) Hat der Leiter der Dienststelle, die Jugend- und Auszubildendenvertretung oder ein nach § 34 Abs. 2, 3, 5 bis 7
Teilnahmeberechtigter an der Sitzung teilgenommen, so ist ihm der entsprechende Teil der Niederschrift abschriftlich
auszuhindigen. Einwendungen gegen die Niederschrift sind unverziiglich schriftlich zu erheben; sie sind der Nieder-
schrift beizufiigen.

(3) Die Mitglieder des Personalrats haben das Recht, die Unterlagen des Personalrats jederzeit einzusehen.

§ 41
Geschiftsordnung

Sonstige Bestimmungen iiber die Geschéftsfithrung kdnnen in einer schriftlichen Geschéftsordnung getroffen werden,
die der Personalrat mit der Mehrheit seiner gesetzlichen Mitglieder beschlief3t.

§ 42
Sprechstunden

(1) Der Personalrat kann Sprechstunden wéhrend der Arbeitszeit einrichten. Zeit und Ort bestimmt er im Einvernehmen
mit dem Leiter der Dienststelle. Wird kein Einvernehmen erzielt, kann die Einigungsstelle angerufen werden.

> SRiG vgl. BS-Nr. 301-1.
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(2) An Sprechstunden des Personalrats kann ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Beratung
Jugendlicher und Auszubildender teilnehmen, sofern die Jugend- und Auszubildendenvertretung keine eigenen Sprech-
stunden durchfiihrt.

(3) Durch den Besuch der Sprechstunden oder durch sonstige Inanspruchnahme des Personalrats entsteht dem Angeho-
rigen der Dienststelle kein Ausfall an Arbeitsentgelt oder Dienstbeziigen.

§43
Kosten und Geschiftsbetrieb

(1) Die durch die Tétigkeit des Personalrats entstehenden Kosten trigt die Dienststelle. Mitglieder des Personalrats
erhalten bei Reisen, die zur Erfiillung ihrer Aufgaben notwendig sind, Reisekostenvergiitung nach dem Saarldandischen
Reisekostengesetz. *

(2) Fiir die Sitzungen, die Sprechstunden und den laufenden Geschéftsbetrieb hat die Dienststelle in erforderlichem
Umfang Raume, den Geschiftsbedarf und Schreibkréfte zur Verfiigung zu stellen.

(3) Dem Personalrat werden in allen Dienststellen geeignete Plétze fiir Bekanntmachungen und Anschldge zur Verfii-
gung gestellt.

§ 44
Beitragsverbot

Der Personalrat darf fiir seine Zwecke von den Angehorigen der Dienststelle keine Beitrdge erheben oder annehmen.

Abschnitt IV
Rechtsstellung der Mitglieder des Personalrats

§ 45
Ehrenamt, Dienstbefreiung, Freistellung

(1) Die Mitglieder des Personalrats fithren ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Versaumnis von Arbeitszeit, die zur ordnungsgeméfBen Durchfiihrung der Aufgaben des Personalrats erforderlich
ist, hat keine Minderung der Dienstbeziige oder des Arbeitsentgelts zur Folge. Werden Mitglieder des Personalrats
durch die Wahrnehmung ihrer Aufgaben iiber die regelmifBige Arbeitszeit hinaus beansprucht, gilt die Mehrbeanspru-
chung als Leistung von Mehrarbeit oder Uberstunden.

(3) Mitglieder des Personalrats, insbesondere des Vorstandes, sind auf Antrag des Personalrats ganz oder teilweise von
ihrer dienstlichen Tétigkeit freizustellen, wenn und soweit es nach Umfang und Art der Dienststelle zur ordnungsge-
méBen Durchfithrung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Wird iiber die Freistellung kein Einvernehmen erzielt, entscheidet
auf Antrag des Personalrats oder des Leiters der Dienststelle die Einigungsstelle.

(4) Auf Antrag des Personalrats sind von ihrer dienstlichen Tétigkeit freizustellen in Dienststellen mit in der Regel
300 bis 600 Wahlberechtigten ein Personalratsmitglied,
601 bis 1.000 Wahlberechtigten zwei Personalratsmitglieder,
1.001 bis 2.000 Wahlberechtigten drei Personalratsmitglieder,
2.001 bis 3.000 Wahlberechtigten vier Personalratsmitglieder.

In Dienststellen mit tiber 3.000 Wahlberechtigten ist fiir je angefangene 1.500 Wahlberechtigte ein weiteres Personal-
ratsmitglied ganz freizustellen. Eine entsprechende Teilfreistellung mehrerer Mitglieder ist moglich. Bei zwei und mehr
Freistellungen sind die im Personalrat vertretenen Gruppen entsprechend ihrer Stirke zu beriicksichtigen.

(5) Mitgliedern des Personalrats und Ersatzmitgliedern, die regelméBig zu Sitzungen des Personalrats herangezogen
werden, ist fiir die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die fiir
die Arbeit des Personalrats erforderlich sind, auf Antrag Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Dienstbeziige zu ge-
wihren.

(6) Vom Dienst freigestellte Mitglieder des Personalrats sind in ihrer beruflichen Entwicklung so zu behandeln, als
wire eine Freistellung nicht erfolgt.
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§ 46
Schutz der Mitglieder des Personalrats

(1) Fiir die Mitglieder des Personalrats und der Jugend- und Auszubildendenvertretung, die in einem Arbeitsverhéltnis
stehen, gelten die §§ 15 und 16 des Kiindigungsschutzgesetzes entsprechend.

(2) Die auBerordentliche Kiindigung von Mitgliedern des Personalrats oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung,
die in einem Arbeitsverhéltnis stehen, bedarf der Zustimmung des Personalrats. Verweigert der Personalrat seine Zu-
stimmung oder &uflert er sich nicht innerhalb von drei Arbeitstagen nach Eingang des Antrags, so kann das Verwal-
tungsgericht sie auf Antrag des Leiters der Dienststelle ersetzen, wenn die aullerordentliche Kiindigung unter Beriick-
sichtigung aller Umsténde gerechtfertigt ist. In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist der betroffene Arbeit-
nehmer Beteiligter.

(3) Die Mitglieder des Personalrats oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung diirfen gegen ihren Willen nur
versetzt, abgeordnet oder innerhalb der Dienststelle auf anderen Arbeitsplédtzen beschiftigt werden, wenn dies auch
unter Beriicksichtigung der Mitgliedschaft im Personalrat oder in der Jugend- und Auszubildendenvertretung aus wich-
tigen dienstlichen Griinden unvermeidbar ist und der Personalrat zustimmt; dies gilt nicht fiir einen dienstlichen Wech-
sel zum Zweck der Ausbildung.

(4) Unbeschadet der Vorschrift des § 45 Abs. 6 darf ein Personalratsmitglied fiir die Dauer eines Jahres nach seinem
Ausscheiden aus dem Personalrat nur mit Aufgaben betraut werden, die mindestens seiner frither ausgeiibten Funktion
gleichwertig sind, es sei denn, zwingende dienstliche Notwendigkeiten stehen entgegen.

Abschnitt V
Personalversammlungen

§ 47
Zusammensetzung

(1) Die Personalversammlung besteht aus den Angehorigen der Dienststelle. Sie wird vom Vorsitzenden des Personal-
rats geleitet. Sie ist nicht 6ffentlich.

(2) Kann nach den dienstlichen Verhéltnissen eine gemeinsame Versammlung aller Angehdrigen der Dienststelle nicht
stattfinden, so sind Teilversammlungen abzuhalten.

(3) Teilversammlungen konnen auch fiir einen Teil der Angehdrigen der Dienststelle zur Behandlung von Angelegen-
heiten durchgefiihrt werden, die ausschlieBlich diesen Teil der Angehorigen der Dienststelle betreffen. Diese Teilver-
sammlungen ersetzen nicht die Personalversammlungen nach Absatz 1.

§ 48
Einberufung

(1) Der Personalrat hat einmal in jedem Kalenderhalbjahr in einer Personalversammlung einen Tatigkeitsbericht zu
erstatten.

(2) Der Personalrat ist berechtigt und auf Wunsch des Leiters der Dienststelle oder eines Viertels ihrer wahlberechtig-
ten Angehorigen verpflichtet, eine Personalversammlung einzuberufen und den beantragten Beratungsgegenstand auf
die Tagesordnung zu setzen.

§ 49
Teilnahme

(1) Der Leiter der Dienststelle ist unter Mitteilung der Tagesordnung zu allen Personalversammlungen einzuladen. Er
ist berechtigt, in der Versammlung zu sprechen. Der Leiter der Dienststelle hat mindestens einmal im Kalenderjahr in
einer Personalversammlung iiber das Personal- und Sozialwesen der Dienststelle zu berichten. Auf Verlangen des Per-
sonalrats hat der Leiter der Dienststelle an der Personalversammlung teilzunehmen; dies gilt auch fiir Personalver-
sammlungen, die auf seinen Antrag einberufen worden sind.

(2) Je ein Beauftragter der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften, der Arbeitgebervereinigung, der die Dienst-
stelle angehort, und der Stufenvertretungen sind berechtigt, an der Personalversammlung mit beratender Stimme teilzu-
nehmen. Der Personalrat hat den Teilnahmeberechtigten die Einberufung der Personalversammlung rechtzeitig mitzu-
teilen.
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(3) Der Personalrat kann von Fall zu Fall beschlieBen, dass sachkundige Personen zu den Versammlungen hinzugezo-
gen werden.

§ 50
Zeitpunkt und Entschidigung

(1 Personalversammlungen und Teilversammlungen finden wéhrend der Arbeitszeit statt, soweit nicht die dienstlichen
Verhiéltnisse eine andere Regelung zwingend erfordern. Die Teilnahme an den Versammlungen hat keine Minderung
der Dienstbeziige oder des Arbeitsentgeltes zur Folge.

(2) Findet die Personalversammlung aus dienstlichen Griinden auBerhalb der Arbeitszeit statt, so gilt die Teilnahme
einschlieBlich der zusitzlichen Wegzeiten als Leistung von Mehrarbeit oder Uberstunden.

(3) Zusitzliche Fahrtkosten, die durch die Teilnahme an den auBerhalb der Arbeitszeit stattfindenden Personalver-
sammlungen entstehen, werden nach den Bestimmungen des Saarlindischen Reisekostengesetzes * erstattet.

§ 51
Aufgaben der Personalversammlung

Die Personalversammlung kann dem Personalrat Antrdge unterbreiten und zu seinen Beschliissen Stellung nehmen. Sie
kann alle Angelegenheiten behandeln, die die Dienststelle oder die Angehorigen der Dienststelle unmittelbar beriihren,
einschlieBlich solcher beamten- und tarifpolitischer sowie sozialpolitischer Art.

Abschnitt VI
Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat

1. Stufenvertretungen

§52
Wahl und Zusammensetzung

(1) Bei den obersten Landesbehorden, deren Geschiftsbereich nachgeordnete Dienststellen oder Einrichtungen geméal8 §
14 des Landesorganisationsgesetzes ® umfasst, werden neben den Personalriten Hauptpersonalrite gebildet, sofern
Absatz 3 nichts anderes bestimmt. An der Wahl des Hauptpersonalrats nehmen alle Angehdorigen des 6ffentlichen
Dienstes im Geschéftsbereich der obersten Landesbehorde teil.

(2) Bei den Landesmittelbehdrden werden Bezirkspersonalrite gebildet. An der Wahl des Bezirkspersonalrats nehmen
alle Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes im Geschéftsbereich der Landesmittelbehorde teil.

(3) Erstreckt sich der Geschéftsbereich einer Landesmittelbehdrde auf das ganze Land, so nimmt der Bezirkspersonalrat
gleichzeitig die Aufgaben des Hauptpersonalrats wahr. Entsprechendes gilt fiir den Personalrat eines Landesamtes oder
einer Einrichtung gemif § 14 des Landesorganisationsgesetzes ® mit mehr als 150 Angehorigen. An der Wahl des
Hauptpersonalrats nehmen die Angehdrigen der in Satz 1 und 2 genannten Behorden oder Einrichtungen nicht teil.

(4) Die Stufenvertretungen bestehen bei in der Regel
bis zu 1.500 Wahlberechtigten aus 7 Mitgliedern,
1.501 bis 3.000 Wahlberechtigten aus 9 Mitgliedern,
3.001 bis 5.000 Wahlberechtigten aus 11 Mitgliedern,
5.001 und mehr Wahlberechtigten aus 13 Mitgliedern.

(5) Fiir die Wahl und Zusammensetzung der Stufenvertretungen gelten die §§ 12 bis 14, § 15 Abs. 3, § 16 Abs. 1, 2 und
7, §§ 17 bis 20 und §§ 22 bis 25 entsprechend. § 13 Abs. 3 gilt nur fiir die leitenden Angehdrigen der Dienststelle, bei
der die Stufenvertretung zu errichten ist. Eine Personalversammlung zur Bestellung des Bezirks- oder Hauptwahlvor-
standes findet nicht statt. An ihrer Stelle iibt der Leiter der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu errichten ist, die
Befugnisse zur Bestellung des Wahlvorstandes nach § 19 Abs. 2, § 20 und § 22 Abs. 4 aus.

(6) Werden in einer Verwaltung die Personalridte und Stufenvertretungen gleichzeitig gewihlt, so fiihren die bei den
Dienststellen bestehenden Wahlvorstinde die Wahlen der Stufenvertretungen im Auftrag des Bezirks- oder Haupt-
wahlvorstandes durch; andernfalls bestellen auf sein Ersuchen die Personalrite oder, wenn solche nicht bestehen, die

® LOG vgl. BS-Nr. 200-2.
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Leiter der Dienststellen die ortlichen Wahlvorstinde fiir die Wahl der Stufenvertretungen.
(7) In den Stufenvertretungen erhélt jede Gruppe mindestens einen Vertreter. § 16 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 53
Amtszeit und Geschiiftsfithrung

(1) Fiir die Amtszeit und die Geschiftsfithrung der Stufenvertretungen gelten § 23, §§ 26 bis 38 und §§ 40 bis 46, fiir
ihre Befugnisse und Pflichten die Vorschriften des Abschnittes VIII entsprechend.

(2) Uber Angelegenheiten, in denen die Stufenvertretung nach §§ 78 und 80 mitbestimmt, kann der Vorsitzende im
schriftlichen Verfahren abstimmen lassen, es sei denn, ein Mitglied widerspricht.

(3) Die Bezirksschwerbehindertenvertretung (Hauptschwerbehindertenvertretung) ist berechtigt, an allen Sitzungen der
Stufenvertretung mit beratender Stimme teilzunehmen.

§ 54
Zustindigkeit

(1) In Angelegenheiten, in denen die Dienststelle nicht zur Entscheidung befugt ist, ist an Stelle des Personalrats die bei
der zustédndigen hoheren Dienststelle gebildete Stufenvertretung zu beteiligen.

(2) Vor einem Beschluss in Angelegenheiten, die einzelne Angehdrige des 6ffentlichen Dienstes oder Dienststellen
betreffen, gibt die Stufenvertretung dem Personalrat Gelegenheit zur AuBerung. In diesen Féllen verlangert sich die
Frist nach §§ 73 und 74 um eine Woche.

2. Gesamtpersonalrat

§55
Errichtung und Zustindigkeit

(1) In den Fillen des § 6 Abs. 3 kann durch Beschluss der einzelnen Personalrite neben diesen ein Gesamtpersonalrat
errichtet werden. Die Errichtung bedarf der Zustimmung der Personalrite der Dienststellen, in denen insgesamt mindes-
tens 75 vom Hundert der Wahlberechtigten beschiftigt sind.

(2) In den Fillen des § 87 Abs. 3 wird neben den einzelnen Personalridten ein Gesamtpersonalrat gebildet, wenn die
einzelnen Personalrite dies beschliefen.

(3) Der Gesamtpersonalrat ist nur zusténdig fiir die Behandlung von Angelegenheiten, die mehrere Dienststellen ge-
meinsam betreffen und nicht von den einzelnen Personalriten innerhalb ihrer Dienststellen geregelt werden konnen.
Soweit seine Zustindigkeit begriindet ist, ist er anstelle der Personalrite zu beteiligen.

§ 56
Wahl, Zusammensetzung und Tétigkeit

(1) Die Mitglieder des Gesamtpersonalrats werden von den Angehdorigen aller Dienststellen gewahlt, fiir die der Ge-
samtpersonalrat errichtet ist. Mitgliederzahl, Wahl und Zusammensetzung richten sich nach § 15 Abs. 1 und 2 und § 52
Abs. 5.

(2) Fiir die Amtszeit, die Geschéftsfithrung, die Befugnisse und die Pflichten des Gesamtpersonalrats und seiner Mit-
glieder gilt § 53 entsprechend.

Abschnitt VII
Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 57
Errichtung, Zusammensetzung, Aufgabe

(1) In Dienststellen, in denen in der Regel mindestens fiinf Angehorige des 6ffentlichen Dienstes beschiftigt sind, die
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (Jugendliche) oder die sich in einer beruflichen Ausbildung befinden
und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (Auszubildende), werden Jugend- und Auszubildendenvertretungen
gewdhlt.
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(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Dienststellen mit in der Regel

5 bis 10 Jugendlichen und Auszubildenden aus einem Mitglied,

11 bis 30 Jugendlichen und Auszubildenden aus drei Mitgliedern,
31 bis 60 Jugendlichen und Auszubildenden aus fiinf Mitgliedern,
61 bis 120 Jugendlichen und Auszubildenden aus sieben Mitgliedern,
mehr als 120 Jugendlichen und Auszubildenden aus neun Mitgliedern.

(3) Die Geschlechter sollen in der Jugend- und Auszubildendenvertretung entsprechend ihrem Zahlenverhéltnis vertre-
ten sein.

(4) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung nimmt nach Mafigabe der folgenden Vorschriften die besonderen
Belange der Jugendlichen und Auszubildenden wabhr.

§58
Wabhlberechtigung und Wihlbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind alle Jugendlichen sowie Auszubildenden der Dienststelle, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 gelten entsprechend.

(2) Wiéhlbar sind alle Angehdrigen der Dienststelle, die am Wahltag das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.
Die Vorschriften des § 13 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 finden Anwendung. Die Mitgliedschaft im Personalrat und in der
Jugend- und Auszubildendenvertretung schlieBen einander aus.

§ 59
Wahlvorschriften

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung wird in geheimer, unmittelbarer und gemeinsamer Wahl gewéhlt.

(2) Spétestens acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung bestimmt der Perso-
nalrat den Wahlvorstand und seinen Vorsitzenden. Fiir die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten §
15 Abs. 3, § 18 Abs. 3,4 Satz 1, Abs. 5und 6, § 22 Abs. 1 und 3, §§ 24 und 25 entsprechend.

(3) Bestellt der Personalrat den Wahlvorstand nicht rechtzeitig, so bestellt ihn der Leiter der Dienststelle. Kommt der
Wabhlvorstand seinen Verpflichtungen nicht nach, ist ein neuer Wahlvorstand zu bestellen.

§ 60
Zeitpunkt der Wahlen und Amtszeit

(1) Die regelméfigen Wahlen der Jugend- und Auszubildendenvertretung finden alle zwei Jahre, gerechnet vom Jahr
des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes, in der Zeit vom 1. Mérz bis 31. Mai statt. Fiir die Wahl der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung aulerhalb dieser Zeit gilt § 23 Abs. 2 Buchst. b bis fund Abs. 3 entsprechend.

(2) Die regelméfige Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung betragt zwei Jahre. Die Amtszeit beginnt mit
der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung besteht, mit Ablauf von deren Amtszeit. Die Amtszeit endet spétestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach Absatz
1 Satz 1 die regelméBigen Wahlen stattfinden. In dem Fall des § 23 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit ebenfalls spétes-
tens am 31. Mai des Jahres, in dem die Jugend- und Auszubildendenvertretung regelmifig neu zu wihlen ist. In dem
Fall des § 23 Abs. 2 Buchst. b endet die Amtszeit mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses der neu gewéhlten Jugend-
und Auszubildendenvertretung. In den Féllen des § 23 Abs. 2 Buchst. c fiihrt die Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung die Geschifte bis zur Bekanntgabe des Ergebnisses der Neuwahl weiter. Im Ubrigen gelten die Vorschriften der
§§ 27,28 Abs. 1, § 29 Abs. 2 und § 30 entsprechend.

(3) Ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung, das im Laufe der Amtszeit das 25. Lebensjahr vollendet,
bleibt bis zum Ende der Amtszeit Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung.

§ 61
Vorsitzender

(1) Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus drei oder mehr Mitgliedern, so wahlt sie aus ihrer Mitte den
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.
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(2) Der Vorsitzende fiihrt die laufenden Geschifte.

§ 62
Geschiftsfiihrung, Sitzungen

(1) Fiir die Geschéftsfithrung der Jugend- und Auszubildendenvertretung finden §§ 32 Abs. 2 Satz 1, 36 Abs. 1 und 2,
40, 41, 43, 44 und 45 sinngemill Anwendung.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann im Benehmen mit dem Personalrat Sitzungen abhalten; §§ 33 bis
35 gelten entsprechend. An diesen Sitzungen kann der Vorsitzende des Personalrats oder ein beauftragtes Personal-
ratsmitglied teilnehmen.

§ 63
Teilnahme an Personalratssitzungen

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann zu allen Personalratssitzungen einen Vertreter entsenden. Werden
Angelegenheiten behandelt, die besonders Jugendliche oder Auszubildende der Dienststelle betreffen, so hat zu diesen
Tagesordnungspunkten die gesamte Jugend- und Auszubildendenvertretung ein Teilnahmerecht.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertreter haben Stimmrecht, soweit die zu fassenden Beschliisse des Personalrats
besonders Jugendliche oder Auszubildende der Dienststelle betreffen.

(3) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann beim Personalrat beantragen, Angelegenheiten, die besonders
Jugendliche oder Auszubildende betreffen und iiber die sie beraten hat, auf die ndchste Tagesordnung zu setzen. Der
Personalrat soll Angelegenheiten, die besonders Jugendliche oder Auszubildende betreffen, der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung zur Beratung zuleiten.

§ 64
Teilnahme an gemeinsamen Besprechungen

Der Personalrat hat die Jugend- und Auszubildendenvertretung zu Besprechungen zwischen dem Leiter der Dienststelle
und dem Personalrat beizuziehen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die besonders Jugendliche oder Auszubil-
dende der Dienststelle betreffen.

§ 65
Sprechstunden

(1) In Dienststellen, die in der Regel mehr als 30 Jugendliche oder Auszubildende beschéftigen, kann die Jugend- und
Auszubildendenvertretung eigene Sprechstunden wihrend der Arbeitszeit einrichten. Zeit und Ort sind durch den Per-
sonalrat und den Leiter der Dienststelle zu vereinbaren. § 42 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) An den Sprechstunden der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann der Vorsitzende des Personalrats oder ein
beauftragtes Personalratsmitglied teilnehmen.

§ 66
Allgemeine Aufgaben

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben:
a) MaBnahmen, die den Jugendlichen oder Auszubildenden der Dienststelle dienen, insbesondere in Fragen der Be-
rufsbildung und der Ubernahme in ein Beschéftigungsverhiltnis, beim Personalrat zu beantragen,
b) dariiber zu wachen, dass die zugunsten der Jugendlichen oder Auszubildenden geltenden Gesetze, Verordnungen,
Tarifvertrage, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgefiihrt werden,
¢) Beschwerden und Anregungen von Jugendlichen oder Auszubildenden entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt
erscheinen, beim Personalrat auf eine Erledigung hinzuwirken.
Sie hat die betroffenen Jugendlichen oder Auszubildenden iiber den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu
informieren.

(2) Zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung durch den Personalrat rechtzeitig
und umfassend zu unterrichten. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann verlangen, dass ihr der Personalrat

die zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfiigung stellt.

§ 67
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Jugend- und Auszubildendenversammlung

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann vor oder nach jeder Personalversammlung im Einvernehmen mit
dem Personalrat eine Jugend- und Auszubildendenversammlung einberufen. § 49 Abs. 1 Sdtze 1 und 2, Abs. 2 und 3,
§§ 50 und 51 gelten entsprechend.

(2) An den Jugend- und Auszubildendenversammlungen soll der Vorsitzende des Personalrats oder ein beauftragtes
Personalratsmitglied teilnehmen.

§ 68
Jugend- und Auszubildendenstufenvertretungen, Gesamtjugend- und Gesamtauszubildendenvertretung

(1).Bestehen in mehrstufigen Verwaltungen Stufenvertretungen, so werden bei den Mittelbehorden Bezirksjugend- und
Bezirksauszubildendenvertretungen, bei den obersten Dienstbehdrden Hauptjugend- und Hauptauszubildendenvertre-
tungen gebildet.

(2) Bestehen bei einstufigen Verwaltungen Gesamtpersonalrite, so sind Gesamtjugend- und Gesamtauszubildendenver-
tretungen zu errichten.

(3) Die Wahl erfolgt nach den Grundsitzen der Mehrheitswahl. Im Ubrigen finden fiir die Wahl, die Zusammenset-
zung, die Amtszeit, die Geschiftsfithrung und die Aufgaben der Jugend- und Auszubildendenstufenvertretung § 52
Abs. 2,3, 6 und § 54 und der Gesamtjugend- und Gesamtauszubildendenvertretung §§ 55 Abs. 3 und 56 Abs. 1 Satz 1
sowie fiir beide die §§ 57 bis 65 sinngemifl Anwendung.

Abschnitt VIIT
Beteiligung des Personalrats

1. Allgemeines

§ 69
Regeln der Zusammenarbeit

(1) Der Leiter der Dienststelle und der Personalrat sollen sich einmal im Vierteljahr zur gemeinschaftlichen Bespre-
chung treffen. In diesen Besprechungen hat der Leiter der Dienststelle beabsichtigte Mainahmen, die der Beteiligung
unterliegen, rechtzeitig und eingehend mit dem Personalrat zu erértern. Dabei sollen die Gestaltung des Dienstbetriebs
und alle Vorginge, die diec Angehorigen der Dienststelle wesentlich beriihren, behandelt werden. Sie haben tiber stritti-
ge Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln und Vorschlige fiir die Beilegung von Meinungsver-
schiedenheiten zu machen.

(2) Dienststelle und Personalrat haben alles zu unterlassen, was geeignet ist, die Arbeit und den Frieden der Dienststelle
zu gefahrden. Insbesondere diirfen Dienststellen und Personalrat keine MaBBnahmen des Arbeitskampfes gegeneinander
durchfiihren. Arbeitskdmpfe tariffahiger Parteien werden hierdurch nicht beriihrt.

(3) Zur Durchfiihrung seiner Aufgaben ist der Personalrat rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die hierzu erfor-
derlichen Unterlagen sind ihm vorzulegen. Der Personalrat ist berechtigt, Sachverstéindige zu horen. Personalakten
eines Angehorigen der Dienststelle diirfen dem Personalrat nur mit dessen Zustimmung zur Verfiigung gestellt werden.
Dienstliche Beurteilungen sind auf Verlangen des Angehorigen der Dienststelle dem Personalrat zur Kenntnis zu brin-
gen.

(4) Angehorige des offentlichen Dienstes, die Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, werden dadurch in der Beté-
tigung fiir ihre Gewerkschaft auch in der Dienststelle nicht beschrankt.

(5) AuBenstehende Stellen diirfen erst angerufen werden, nachdem eine Einigung in der Dienststelle nicht erzielt wor-
den ist.

§70
Allgemeine Grundsiitze

(1) Der Leiter der Dienststelle und der Personalrat diirfen sich in der Dienststelle nicht parteipolitisch betétigen.

(2) Dienststelle und Personalrat haben dariiber zu wachen, dass alle in der Dienststelle tdtigen Personen nach den
Grundsétzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, dass jede unterschiedliche Behandlung von
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Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalitdt, Herkunft, sexuellen Identitit, politischen oder gewerk-
schaftlichen Betdtigungen oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts unterbleibt. Sie haben darauf zu achten, dass
Angehérige der Dienststelle nicht wegen Uberschreitung bestimmter Altersstufen benachteiligt werden.

(3) Der Personalrat hat sich fiir die Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Angehdrigen der Dienststelle einzusetzen.

(4) Dienststelle und Personalrat haben die freie Entfaltung der Personlichkeit der in der Dienststelle beschéftigten Per-
sonen zu schiitzen und zu fordern.

§ 71
Allgemeine Aufgaben des Personalrats

Der Personalrat hat folgende allgemeine Aufgaben:

a) MaBnahmen, die der Dienststelle und ihren Angehdrigen dienen, zu beantragen,

b) dariiber zu wachen, dass die zugunsten der Angehdrigen der Dienststelle geltenden Gesetze, Verordnungen, Tarif-
vertriage, Unfallverhiitungsvorschriften, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgefiihrt werden,

¢) Beschwerden und Anregungen von Angehorigen der Dienststelle und der Jugend- und Auszubildendenvertretung
entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen mit dem Leiter der Dienststelle auf
eine Erledigung hinzuwirken. Er hat die betreffenden Angehorigen der Dienststelle {iber den Stand und das Ergeb-
nis der Verhandlung zu informieren,

d) die Eingliederung und berufliche Entwicklung Schwerbehinderter und sonstiger schutzbediirftiger, insbesondere
ilterer Personen in die Dienststelle zu fordern,

¢) mit der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Wahrung der Interessen der Jugendlichen und Auszubildenden
der Dienststelle eng zusammenzuarbeiten. Er kann von der Jugend- und Auszubildendenvertretung Vorschldge und
Stellungnahmen anfordern,

f) die Eingliederung ausldndischer Angehoriger des 6ffentlichen Dienstes in die Dienststelle und das Verstidndnis zwi-
schen ihnen und den deutschen Angehdrigen der Dienststelle zu fordern,

g) die tatsdchliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Méannern zu foérdern und auf die Beseitigung
bestehender Nachteile hinzuwirken.

§72
Allgemeine Beteiligung

(1) Bei Einstellungen sind dem Personalrat auf Verlangen die Unterlagen aller Bewerber vorzulegen; an Vorstellungs-
oder Eignungsgesprichen im Rahmen von Auswahlverfahren kann ein Mitglied des Personalrats teilnehmen.

(2) Bei miindlichen und praktischen Priifungen, die eine Dienststelle von den Angehdorigen des 6ffentlichen Dienstes
ihres Bereichs abnimmt, ist einem Mitglied des fiir diesen Bereich zustéindigen Personalrats, das von diesem benannt
ist, die Anwesenheit zu gestatten. Bei miindlichen Priifungen, die an einer anderen Dienststelle abgelegt werden, kann
sich der zusténdige Personalrat durch den bei dieser Dienststelle gebildeten Personalrat vertreten lassen.

(3) Dem Personalrat sind vorgesehene wesentliche Anderungen der Organisation und der Geschiftsverteilung in der
Dienststelle mitzuteilen.

(4) Der Personalrat kann verlangen, dass freie Arbeitsplétze der Dienststelle, die erneut besetzt werden sollen, bekannt
gegeben werden.

2. Formen und Verfahren der Mitbestimmung und Mitwirkung

§73
Verfahren bei der Mitbestimmung

(1) Soweit eine MaBBinahme der Mitbestimmung des Personalrats unterliegt, kann sie nur mit seiner Zustimmung getrof-
fen werden.

(2) Der Leiter der Dienststelle unterrichtet den Personalrat von der beabsichtigten Malnahme und beantragt seine Zu-
stimmung. Der Personalrat kann verlangen, dass der Leiter der Dienststelle die beabsichtigte MaBnahme schriftlich
begriindet. Der Beschluss des Personalrats ist dem Leiter der Dienststelle innerhalb von zwei Wochen nach Antragstel-
lung mitzuteilen. In dringenden Féllen kann der Leiter der Dienststelle diese Frist auf drei Arbeitstage abkiirzen. Die
MaBnahme gilt als gebilligt, wenn nicht der Personalrat innerhalb der genannten Frist die Zustimmung unter Angabe
der Griinde schriftlich verweigert. In den Fallen des § 38 Abs. 1 verlangert sich diese Frist um eine Woche. Soweit der
Personalrat dabei Beschwerden oder Behauptungen tatsdchlicher Art vortrégt, die fiir einen Angehdrigen des 6ffentli-
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chen Dienstes ungiinstig sind oder ihm nachteilig werden konnen, hat der Leiter der Dienststelle dem Angehorigen des
offentlichen Dienstes Gelegenheit zur Aullerung zu geben; die AuBerung ist aktenkundig zu machen.

(3) Beantragt der Personalrat eine Maflnahme, die seiner Mitbestimmung unterliegt, so hat er sie dem Leiter der Dienst-
stelle schriftlich vorzuschlagen und zu begriinden. Der Leiter der Dienststelle gibt dem Personalrat innerhalb von zwei
Wochen nach Eingang des Antrags seine Entscheidung bekannt oder erteilt, falls eine Entscheidung innerhalb der Frist
nicht moglich ist, einen Zwischenbescheid. Bei Erteilung eines Zwischenbescheides ist die Entscheidung unverziiglich,
spatestens aber innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der Frist des Satzes 2 zu treffen. Eine Ablehnung der bean-
tragten Mafinahme und ein Zwischenbescheid sind schriftlich zu begriinden.

(4) Kommt eine Einigung iiber eine vom Leiter der Dienststelle beabsichtigte Manahme nicht zustande, so kann er
innerhalb von zwei Wochen die Angelegenheit der {ibergeordneten Dienststelle, bei der eine Stufenvertretung besteht,
vorlegen. Kommt eine Einigung iiber eine vom Personalrat beantragte Mainahme nicht zustande oder trifft der Leiter
der Dienststelle innerhalb der in Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten Fristen keine Entscheidung, so kann der Personalrat
innerhalb von zwei Wochen nach Fristablauf die Angelegenheit der Stufenvertretung, die bei der iibergeordneten
Dienststelle besteht, vorlegen. Der Leiter der Dienststelle und der Personalrat unterrichten sich gegenseitig, wenn sie
die Angelegenheit der libergeordneten Dienststelle oder der bei ihr bestehenden Stufenvertretung vorlegen. Einigt sich
die libergeordnete Dienststelle mit der bei ihr bestehenden Stufenvertretung nicht, so hat sie die Angelegenheit inner-
halb von zwei Wochen der obersten Dienstbehdrde zu unterbreiten. Handelt es sich bei der Dienststelle, in der nach
Satz 1 und 2 eine Einigung nicht erzielt werden kann, um eine oberste Dienstbehorde, so richtet sich das weitere Ver-
fahren unmittelbar entsprechend Absatz 5 Satz 2.

(5) Der Leiter der obersten Dienstbehdrde hat die Angelegenheit innerhalb von zwei Wochen mit dem zustédndigen
Hauptpersonalrat zu erdrtern. Wird hierbei eine Einigung nicht erzielt, so entscheidet auf Antrag des Leiters der obers-
ten Dienstbehorde oder des zustdndigen Hauptpersonalrats mit Ausnahme der in § 78 Abs. 1 Nrn. 17 und 18, § 80 Abs.
1 Buchst. a und § 84 genannten Angelegenheiten die Einigungsstelle (§ 75). Die Frist zur Anrufung der Einigungsstelle
betrdgt vier Wochen. Nach Ablauf dieser Frist gilt die MaBBnahme als abgelehnt.

(6) Wird in den in § 78 Abs. 1 Nrn. 17 und 18, § 80 Abs. 1 Buchst. a und § 84 genannten Angelegenheiten keine Eini-

gung erzielt, so entscheidet die oberste Dienstbehorde nach Anhdrung der Einigungsstelle; sie kann entscheiden, wenn

die Einigungsstelle sechs Wochen seit ihrer Beteiligung keine Empfehlung abgegeben oder keinen Beschluss mitgeteilt
hat.

(7) Der Leiter der Dienststelle kann bei Ma3nahmen, die der Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zur
endgiiltigen Entscheidung vorldufige Regelungen treffen. Er hat dem Personalrat die vorldufigen Regelungen mitzutei-
len und zu begriinden und unverziiglich das Verfahren nach den Absitzen 2 bis 6 einzuleiten oder fortzusetzen.

(8) Bei Gemeinden, Gemeindeverbanden sowie den sonstigen Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentli-
chen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, ist oberste Dienstbehdrde im Sinne dieses Gesetzes das in ihren
Verfassungen jeweils vorgesehene Beschlussorgan oder - wenn ein solches nicht vorhanden ist - die zusténdige Auf-
sichtsbehdrde.

§ 74
Verfahren bei der Mitwirkung

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidungen mitwirkt, ist die beabsichtigte Mallnahme mit dem Ziel einer Verstandi-
gung rechtzeitig und eingehend mit ihm zu erértern. AuBert sich der Personalrat hierzu nicht innerhalb von zwei Wo-
chen oder hilt er bei Erorterung seine Einwendungen nicht aufrecht, so gilt die beabsichtigte Malnahme als gebilligt.
Erhebt der Personalrat Einwendungen, so hat er sie dem Leiter der Dienststelle schriftlich mitzuteilen. § 73 Abs. 2 Satz
7 gilt entsprechend.

(2) Beantragt der Personalrat eine MaBnahme, die seiner Mitwirkung unterliegt, so hat er sie dem Leiter der Dienststelle
schriftlich mitzuteilen. Dieser hat sich hierzu innerhalb von zwei Wochen schriftlich zu &ulern. Eine Ablehnung ist zu
begriinden.

(3) Kommt eine Einigung zwischen dem Leiter der Dienststelle und dem Personalrat nicht zustande, so kann jeder auf
dem Dienstweg binnen einer Woche die oberste Dienstbehorde anrufen. Diese entscheidet nach Beratung mit der bei
ihr bestehenden Stufenvertretung endgiiltig. Bei Gemeinden, Gemeindeverbanden sowie sonstigen Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, entscheidet das in ihren
Verfassungen jeweils vorgesehene Beschlussorgan oder - wenn ein solches nicht vorhanden ist - die zustindige Auf-
sichtsbehdrde nach Anhorung des Personalrats endgiiltig.
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(4) Ist ein Antrag gemil Absatz 3 gestellt, so ist die beabsichtigte MaBinahme bis zur endgiiltigen Entscheidung auszu-
setzen. § 73 Abs. 7 gilt entsprechend.

§75
Einigungsstelle

(1) Bei der obersten Dienstbehorde wird von Fall zu Fall eine Einigungsstelle gebildet. Sie besteht aus je drei Beisit-
zern, die von der obersten Dienstbehérde und der bei ihr bestehenden zustidndigen Personalvertretung bestellt werden,
und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person sich beide Parteien einigen. § 29 Abs. 2 gilt entsprechend.
Der Vorsitzende muss die Befdhigung zum Richteramt besitzen oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deut-
schen Richtergesetzes erfiillen. Unter den Beisitzern, die von der Personalvertretung gestellt werden, muss sich ein
Angehdriger jeder von ihr vertretenen Gruppe befinden, es sei denn, die Angelegenheit betrifft lediglich eine Gruppe.
Kommt eine Einigung iiber die Person des Vorsitzenden innerhalb von vier Wochen nach Anrufung der Einigungsstelle
nicht zustande, so bestellt ihn der Prisident des Oberverwaltungsgerichts des Saarlandes.

(2) Die Verhandlung ist nicht 6ffentlich. Der obersten Dienstbehdrde und der zustédndigen Personalvertretung ist Gele-
genheit zur schriftlichen oder miindlichen AuBerung zu geben. Beauftragte einer in der Personalvertretung vertretenen
Gewerkschaft diirfen bei den Verhandlungen anwesend sein, wenn die Mehrheit der von der obersten Dienstbehorde
oder der von der Personalvertretung benannten Beisitzer dies beantragt.

(3) Die Einigungsstelle entscheidet nach miindlicher Beratung mit Ausnahme der in Absatz 4 genannten Angelegenhei-
ten durch mehrheitlichen Beschluss. Bei der Beschlussfassung hat sich der Vorsitzende zunichst der Stimme zu enthal-
ten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so nimmt der Vorsitzende nach weiterer Beratung an der erneuten
Beschlussfassung teil. Bei dieser erneuten Beschlussfassung gilt Stimmenthaltung als Ablehnung. Die Einigungsstelle
kann den Antriagen der Beteiligten auch teilweise entsprechen. Der Beschluss der Einigungsstelle muss sich im Rahmen
der geltenden Rechtsvorschriften halten. Der Beschluss der Einigungsstelle ist schriftlich zu begriinden, vom Vorsit-
zenden zu unterschreiben und den Beteiligten zuzustellen. Er ist fiir die Beteiligten verbindlich. Die Entscheidung der
Einigungsstelle soll innerhalb von sechs Wochen, nachdem sie angerufen wurde, ergehen.

(4)Indenin § 78 Abs. 1 Nrn. 17 und 18, § 80 Abs. 1 Buchst. a und § 84 genannten Angelegenheiten beschliefit die
Einigungsstelle, wenn sie sich nicht der Auffassung der obersten Dienstbehorde anschlieft, eine Empfehlung an diese.
Der Beschluss wird mit Stimmenmehrheit gefasst und den Beteiligten bekannt gegeben.

(5) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind unabhéngig, an Antrage und Weisungen nicht gebunden und nur dem Ge-
setz unterworfen. Thre Téatigkeit ist ehrenamtlich. § 43 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend. Sie diirfen wegen ihrer Tatigkeit
nicht benachteiligt oder begiinstigt werden. Dem Vorsitzenden kann eine Entschiddigung fiir Zeitaufwand gewéhrt wer-
den.

§ 76
Dienstvereinbarungen

(1) Dienstvereinbarungen sind zuldssig, soweit sie dieses Gesetz ausdriicklich vorsieht. Sie werden durch Dienststelle
und Personalrat gemeinsam beschlossen, sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen und in

geeigneter Weise bekannt zu machen.

(2) Dienstvereinbarungen, die fiir einen groferen Bereich gelten, gehen den Dienstvereinbarungen fiir einen kleineren
Bereich vor.

§77
Durchfiihrung von Entscheidungen

(1) Entscheidungen, an denen der Personalrat beteiligt war, fiihrt die Dienststelle durch, es sei denn, dass im Einzelfall
etwas anderes vereinbart ist.

(2) Der Personalrat darf nicht durch einseitige Handlungen in den Dienstbetrieb eingreifen.
3. Beteiligung an sozialen Angelegenheiten

§78
Gegenstand der Mitbestimmung

(1) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, gegebenenfalls durch Abschluss
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von Dienstvereinbarungen, mitzubestimmen bei:

1. Dauer, Beginn und Ende der tiglichen Arbeitszeit - einschlieBlich der Pausen, Festsetzung von Kurz- oder Mehrar-
beit sowie Anrechnung der Pausen und Dienstbereitschaften und alle sonstigen die Dienstdauer beeinflussenden all-
gemeinen Regelungen,

2. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbeziige und Arbeitsentgelte,

. Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsitze und des Urlaubsplans,

4. Fragen der betrieblichen Lohnfindung, Aufstellung von Entlohnungsgrundsétzen, Einfiihrung und Anwendung von
neuen Entlohnungsmethoden sowie deren Anderung, Festsetzung der Akkord- und Primiensitze sowie der leis-
tungsbezogenen und sonstigen Zulagen,

. Errichtung, Verwaltung und Auflsung von sozialen Einrichtungen ohne Riicksicht auf ihre Rechtsform,

6. Durchfiihrung der Berufsbildung (Berufsausbildung, berufliche Fort- und Weiterbildung, Umschulung) mit Aus-

nahme der Gestaltung von Lehrveranstaltungen und der Auswahl von Lehrpersonen,

7. Bestellung von Vertrauens- und Betriebsirzten und Benennung des Sicherheitsbeauftragten fiir Arbeitsschutz und

Unfallverhiitung,

8. Maflnahmen zur Verhiitung von Dienst- und Arbeitsunféllen und sonstigen Gesundheitsschidigungen,

9. MaBnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und Erleichterung des Arbeitsablaufs,

10. Einfithrung grundlegend neuer Arbeitsmethoden,

11. Gestaltung der Arbeitsplatze,

12. Zuweisung und Kiindigung von Wohnungen, iiber die die Dienststelle fiir ihre Angehdrigen verfiigt, sowie bei der

allgemeinen Festsetzung der Nutzungsbedingungen,

13. Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Festsetzung der Nutzungsbedingungen,

14. Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Angehdrigen,

15. Aufstellung von Grundsétzen fiir die Bewertung anerkannter Vorschldge im Rahmen des betrieblichen Vor-

schlagswesens,

16. Gewdhrung von Unterstiitzungen und entsprechenden sozialen Zuwendungen, jedoch nur mit Zustimmung des

Antragstellers,

17. Geltendmachung von Ersatzanspriichen gegen einen Angehorigen der Dienststelle, sofern dieser die Mitbestim-

mung beantragt,

18. Grundsitzen der Arbeitsplatz- und Dienstpostenbewertung in der Dienststelle,

19. Aufstellung von Sozialplanen.

W
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(2) Muss fiir gewisse Angehdrige der Dienststelle die tagliche Arbeitszeit nach Erfordernissen, die die Dienststelle
nicht voraussehen kann, unregelméBig und kurzfristig festgesetzt werden, so beschriankt sich die Mitbestimmung auf
die Grundsétze iiber die Aufstellung der Dienstplane.

(3) In den Fillen des Absatzes 1 Nr. 16 bestimmt auf Verlangen des Antragstellers nur der Vorstand des Personalrats
mit.

§79
Vorrang der Tarifvertrige

Soweit Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen iiblicherweise durch Tarifvertrag geregelt werden, sind
Dienstvereinbarungen nicht zuldssig. Dies gilt nicht, wenn ein Tarifvertrag den Abschluss ergdnzender Dienstvereinba-
rungen ausdriicklich zuldsst.

4. Beteiligung an Personalangelegenheiten

§ 80
Gegenstand der Mitbestimmung

(1) Der Personalrat bestimmt mit:
a) in Personalangelegenheiten der Beamten bei:
1. Einstellung, Anstellung und Beforderung sowie Ubertragung eines anderen Amtes mit hoherem Endgrundgehalt

ohne Anderung der Amtsbezeichnung,

. Zulassung zum Aufstieg,

. Versetzung,

. Abordnung fiir eine Dauer von mehr als sechs Monaten,

. anderweitiger Verwendung in derselben Dienststelle fiir eine Dauer von mehr als drei Monaten, wenn damit ein
Wechsel des Dienstortes verbunden ist,

. nicht nur voriibergehender Ubertragung der Dienstaufgaben eines anderen Amtes mit hoherem Endgrundgehalt,

. vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, sofern der Beamte die Mitbestimmung beantragt,

8. Entlassung von Beamten auf Probe, sofern sie nicht auf deren Antrag erfolgt,

wn AW
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9. Entlassung von Beamten auf Widerruf, sofern sie nicht wegen Beendigung des vorgeschriebenen Vorbereitungs-
dienstes oder auf deren Antrag erfolgt,

10. Versagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentitigkeit,

11. Anordnungen, welche die Freiheit der Wahl der Wohnung beschrinken,

12. Festlegung des Inhalts von Personalfragebogen und der Beurteilungsrichtlinien,

13. Kiirzung der Anwiérterbeziige,

14. Ablehnunzg eines Antrags auf Teilzeitbeschéftigung oder Beurlaubung nach § 87a des Saarldndischen Beamten-
gesetzes,

15. Ablehnung eines Antrags auf ErmaBigung der regelmifBigen Arbeitszeit oder Beurlaubung nach § 95 des Saar-
landischen Beamtengesetzes,

16. erneuter Zuweisung des Arbeitsplatzes gemiB Arbeitsplatzsicherungsvorschriften sowie nach Beendigung einer
Beurlaubung ohne Dienstbeziige gemif § 87a oder § 95 des Saarlédndischen Beamtengesetzes; *

b) in Personalangelegenheiten der Angestellten und Arbeiter bei:
1. Einstellung, Nebenabreden,
. Eingruppierung, Hohergruppierung, Umgruppierung oder Ubertragung einer hoherwertigen Titigkeit,
. Riickgruppierung oder Ubertragung einer niedriger zu bewertenden Titigkeit,
. Versetzung,
. anderweitiger Verwendung in derselben Dienststelle fiir eine Dauer von mehr als drei Monaten, wenn damit ein
Wechsel des Dienstorts verbunden ist,
. Abordnung zu einer anderen Dienststelle fiir eine Dauer von mehr als sechs Monaten,
. Weiterbeschiftigung iiber die Altersgrenze hinaus,
. Kiindigung oder sonstiger Anderung des Arbeitsvertrages,
9. Versagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentétigkeit,
10. Anordnungen, welche die Freiheit der Wahl der Wohnung beschrénken,
11. Festlegung des Inhalts von Personalfragebogen und der Beurteilungsrichtlinien,
12. Ablehnung eines Antrags auf eine dem Buchstaben a Nrn. 14 und 15 entsprechende Anderung des Arbeitsvertra-
ges,
13. erneuter Zuweisung des Arbeitsplatzes gemif3 Arbeitsplatzsicherungsvorschriften sowie nach Beendigung einer
den § 87a oder § 95 des Saarlindischen Beamtengesetzes * entsprechenden Beurlaubung ohne Dienstbeziige.

W AW
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(2) Der Personalrat kann die Zustimmung verweigern, wenn triftige Griinde vorliegen, insbesondere wenn
a) die Mafinahme gegen ein Gesetz, eine Verordnung, eine Bestimmung in einem Tarifvertrag, eine gerichtliche Ent-
scheidung, eine Dienstvereinbarung oder eine Verwaltungsanordnung verstoft,
b) die begriindete Besorgnis besteht, dass durch die Malinahme der Betroffene oder ein anderer Angehoriger der
Dienststelle benachteiligt wird, ohne dass dies aus personlichen oder dienstlichen Griinden gerechtfertigt ist oder
¢) die begriindete Besorgnis besteht, dass der Angehdrige der Dienststelle oder der Bewerber durch sein Verhalten
den Frieden in der Dienststelle stéren werde.

(3) Vor der auBerordentlichen Kiindigung eines Angestellten oder Arbeiters und vor Beendigung des Arbeitsverhéltnis-
ses wihrend der Probezeit sowie vor Abmahnungen ist der Personalrat anzuhoren. Der Leiter der Dienststelle hat die
beabsichtigte Mallnahme zu begriinden. Hat der Personalrat Bedenken, so hat er sie dem Leiter der Dienststelle unver-
zuglich, spétestens innerhalb von drei Arbeitstagen, unter Angabe der Griinde mitzuteilen. Eine ohne Anhdrung des
Personalrats ausgesprochene aulerordentliche Kiindigung ist unwirksam.

§ 81
Ausnahmen fiir bestimmte Angehorige des 6ffentlichen Dienstes

(1) § 80 gilt nicht fiir
a) die in § 7 genannten Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes, die zu selbststandigen Entscheidungen in Personalan-
gelegenheiten der Dienststelle befugt sind,
b) Beamte auf Zeit,
¢) jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzbare Beamte.

(2) § 80 gilt fiir
a) Personen mit vorwiegend wissenschaftlicher oder kiinstlerischer Tétigkeit,
b) Beamtenstellen der Besoldungsgruppe A 16, der Besoldungsordnung B, Besoldungsgruppe R 2 mit Zulage und
dariiber sowie der vergleichbaren Angestelltenstellen
nur auf Antrag der Betroffenen.

5. Beteiligung in sonstigen Fiillen
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§ 82
Beteiligung am Arbeitsschutz

(1) Der Personalrat hat auf die Verhiitung von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten, die fiir den Arbeitsschutz
zustandigen Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstiitzen und sich fiir die Durchfithrung des Ar-
beitsschutzes einzusetzen.

(2) Der Personalrat ist zuzuziehen bei Einfiihrung und Priifung von Arbeitsschutzeinrichtungen und bei Unfall-
untersuchungen, die von der Dienststelle oder den zustindigen Stellen vorgenommen werden. Das Gleiche gilt fiir die
aus Griinden des Arbeitsschutzes in der Dienststelle durchzufiihrenden Besichtigungen.

(3) An den Besprechungen des Leiters der Dienststelle mit den Sicherheitsbeauftragten oder dem Sicherheitsausschuss
nach § 22 Abs. 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch nehmen Beauftragte des Personalrats teil.

(4) Der Personalrat erhélt die Niederschriften iiber Untersuchungen, Besichtigungen und Besprechungen, zu denen er
nach den Absitzen 2 und 3 hinzuzuziehen ist.

(5) Der Leiter der Dienststelle hat dem Personalrat eine Durchschrift der nach § 193 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch
vom Personalrat zu unterschreibenden Unfallanzeige auszuhéndigen.

§ 83
Gegenstand der Mitwirkung

(1) Der Personalrat hat mitzuwirken bei:
1. der Ermittlung der fiir die Berechnung des Personalbedarfs mafligebenden Grundlagen,
2. dem Erlass und der Anderung von Richtlinien fiir die personelle Auswahl bei Einstellungen, Versetzungen, Hoher-
gruppierungen und Kiindigungen,

. der Aufstellung von Forderplanen zur Gleichstellung von Frauen und Ménnern,

. der Stellenbewertung,

. der Aufstellung von Organisationsplédnen und des Stellenplanentwurfs,

. der Veranschlagung der im Haushaltsvoranschlag vorgesehenen Mittel fiir die sozialen Angelegenheiten der Ange-
horigen der Dienststelle,

. MaBnahmen zur Arbeitsbeschaffung nach dem Arbeitsforderungsgesetz,’

. Auftrigen zur Uberpriifung der Organisation oder der Wirtschaftlichkeit der Dienststelle durch Dritte,

9. der Auflésung, Einschrinkung, Verlegung oder Zusammenlegung von Dienststellen oder wesentlichen Teilen von

ihnen.
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(2) Der Personalrat wirkt mit bei der Vorbereitung von Verwaltungsanordnungen einer Dienststelle fiir die innerdienst-
lichen sozialen, personellen und organisatorischen Angelegenheiten ihres Geschiftsbereiches, wenn nicht nach § 111
des Saarlindischen Beamtengesetzes * die Spitzenorganisationen der zustindigen Gewerkschaften zu beteiligen sind.
Soweit beabsichtigte Verwaltungsanordnungen iiber den Geschéftsbereich einer obersten Dienstbehdrde hinausgehen,
haben die bei der Vorbereitung beteiligten obersten Dienstbehdrden die zustdndigen Personalvertretungen nach Satz 1
zu beteiligen.

§ 84
Mitbestimmung in Rationalisierungs-, Technologie- und Organisationsangelegenheiten

Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, mitzubestimmen bei:

1. Einfijhrung, Anwendung, wesentlicher Anderung oder wesentlicher Erweiterung von automatisierter Verarbeitung
personenbezogener Daten der Angehorigen der Dienststelle auflerhalb von Besoldungs-, Vergiitungs-, Lohn- und
Versorgungsleistungen,

2. Einfiihrung, Anwendung, wesentlicher Anderung oder wesentlicher Erweiterung von technischen Einrichtungen,
die geeignet sind, das Verhalten oder die Leistung der Angehdrigen der Dienststelle zu iiberwachen,

3. wesentlicher Anderung oder wesentlicher Ausweitung neuer Arbeitsmethoden, insbesondere MaBnahmen der tech-
nischen Rationalisierung,

4. Auslagerung von Arbeitsplatzen zwecks Heimarbeit an technischen Geréten,

. MaBnahmen zur Anderung der Arbeitsorganisation, soweit sie nicht von Nummer 3 erfasst sind,
6. Einfiihrung, wesentlicher Anderung oder wesentlicher Ausweitung betrieblicher Informations- und Kommunikati-
onsnetze,

(9]

7 Gesetz aufgehoben durch Art. 82 Nr. 1 des Gesetzes vom 24. Mérz 1997 (BGBI. I S. 594) und durch das SGB IIT (Art. 1 dieses
Gesetzes) ersetzt.
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7. Ubertragung von Arbeiten der Dienststelle, die iiblicherweise von ihren Angehdrigen wahrgenommen werden, auf
Dauer an Privatpersonen oder wirtschaftliche Unternehmen (Privatisierung).

Zweiter Teil
Besondere Vorschriften fiir Einzelzweige des 6ffentlichen Dienstes

Abschnitt I
Grundsatz

§85

Fiir die nachstehenden Zweige des 6ffentlichen Dienstes gelten die Vorschriften des Ersten Teils insoweit, als im Fol-
genden nichts anderes bestimmt ist.

Abschnitt IT
Oberste Landesbehorden (§ 3 Landesorganisationsgesetz °) und Personal-Service-Center des Landes (§ 1 Personal-
vermittlungsgesetz) *

§ 86
Sondervertretung °

(1) In Angelegenheiten, die alle obersten Landesbehdrden betreffen, und die einheitlich zu regeln sind, nimmt die Auf-
gaben der bei diesen gebildeten Stufenvertretungen (Personalréte) eine Sondervertretung wahr. Diese setzt sich aus je
drei Mitgliedern zusammen, die von den bei den obersten Landesbehdrden gebildeten Stufenvertretungen (Personalr-
te) aus ihrer Mitte gewéhlt werden.

(2) In den Fillen des Absatzes 1 nimmt die Aufgaben des Leiters der Dienststelle das Ministerium fiir Inneres und
Sport '° wahr.

§ 86a
Mafinahmen zur Erfiillung der Aufgaben des Personal-Service-Centers des Landes

(1) Die zusténdige Personalvertretung hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, bei der Auf-
stellung und Anderung von Richtlinien nach § 4 des Personalvermittlungsgesetzes vom 17. Mirz 2005 (Amtsbl. S. 487)
¥ in der jeweils geltenden Fassung mitzuwirken. Gleichzeitig vorliegende Mitbestimmungsrechte nach den §§ 78, 80
und 84, Initiativrechte und sonstige Beteiligungsrechte treten zuriick. Die Regelungen zur Zusammenarbeit (§§ 2 und
69) bleiben unberiihrt.

(2) PersonalmaBnahmen nach § 80 Abs. 1 Buchstabe a Nr. 3 bis 6 und Buchstabe b Nr. 4 bis 6, die auf den Bereich der
Verwaltungen des Landes beschriankt sind und keinen Wechsel in einen Dienstort auflerhalb des Saarlandes bedingen,
sind von der Mitbestimmung ausgenommen, wenn sie im Zusammenhang mit den Aufgaben des Personal-Service-
Centers auf der Grundlage des Absatzes 1 erfolgen. § 72 Abs. 4 gilt in diesen Fillen nicht. Die zustdndige Personalver-
tretung ist unverziiglich iiber PersonalmaBinahmen im Sinne des Satzes 1 zu unterrichten. Ihr ist zusétzlich auf Verlan-
gen Auskunft zu erteilen.

Abschnitt II1
Kommunalverwaltung

§ 87
Kommunale Gebietskérperschaften

(1) Dienststelle bei kommunalen Gebietskorperschaften ist die Verwaltungsbehorde der Gebietskorperschaft (Gemein-
deverwaltung, Stadtverwaltung, Kreisverwaltung, Stadtverbandsverwaltung); dies gilt nicht fiir Schulen.

(2) § 6 Abs. 3 findet auf kommunale Gebietskorperschaften keine Anwendung.

(3) Kommunale Eigenbetriebe, Anstalten und Verwaltungsstellen, bei denen nicht nur voriibergehend mehr als 20 An-

$ PVG vgl. BS-Nr. 203-4.

? Vgl. Durchfiihrungserlass vom 30. Mérz 1976 (GMBL. S. 326).

1% Jetzt Ministerium fiir Inneres, Familie, Frauen und Sport gem. der Bekanntmachung vom 6. Oktober 2004 (Amtsbl. S. 2184) - BS-
Nr. 1101-5.
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gehorige beschiftigt sind, erhalten eine eigene Personalvertretung, wenn die Mehrheit ihrer wahlberechtigten Angehd-
rigen dies in geheimer Abstimmung beschlief3t; an der allgemeinen Personalvertretung der Dienststelle nehmen sie
nicht teil.

(4) Fiir Angehorige einer kommunalen Gebietskorperschaft, die deren Vertretungskdrperschaft (Gemeinderat, Stadtrat,
Kreistag, Stadtverbandstag) angehoren, gilt § 13 Abs. 3 entsprechend.

(5) Der Vorsitzende des Personalrats (Gesamtpersonalrats) und ein Vorstandsmitglied der betreffenden Gruppe sind
berechtigt, an den Sitzungen der Vertretungskdrperschaft und deren Ausschiissen mit Ausnahme der Beschlussfassung
teilzunehmen und die Auffassung des Personalrats (Gesamtpersonalrats) darzulegen, sofern personelle oder soziale
Angelegenheiten der Angehorigen der Dienststelle behandelt werden. Termin und Tagesordnung sind dem Personalrat
(Gesamtpersonalrat) rechtzeitig bekannt zu geben.

§ 88
Gemeinsame Einigungsstellen

Durch Rechtsverordnung der Landesregierung kann bestimmt werden, dass fiir kommunale Gebietskorperschaften
eines bestimmten rdumlichen Bereichs gemeinsame Einigungsstellen entsprechend § 75 zu bilden sind. Dabei kann die
Bestellung der Vorsitzenden und der Beisitzer abweichend von § 75 geregelt werden.

§ 89
Zweckverbinde und andere offentlich-rechtliche Verbinde von Gemeinden

(1) Die §§ 87 und 88 finden auf Zweckverbande und andere 6ffentlich-rechtliche Verbande von Gemeinden entspre-
chend Anwendung.

(2) Liegen die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 nicht vor, so sind die Angehorigen der Dienststelle wahlberechtigt
beziehungsweise wihlbar fiir den Personalrat der Dienststelle, bei der die Geschifte des Verbandes gefiihrt werden.

§ 90
Anrufen der Aufsichtsbehorde

Halt der Personalrat in Angelegenheiten, die seiner Beteiligung unterliegen, ein Eingreifen im Wege der Staatsaufsicht
fiir angezeigt, so kann er den Sachverhalt mit seiner Stellungnahme der zustédndigen Aufsichtsbehorde schriftlich unter-
breiten. Diese entscheidet im Rahmen ihrer Befugnisse.

Abschnitt IV
Polizei

§ 91
Dienststellen, Polizeihauptpersonalrat

(1) Im Bereich der Vollzugspolizei gelten als Dienststellen im Sinne des § 6 Abs. 1 und 2 die Landespolizeidirektion
und das Landeskriminalamt.
§ 6 Abs. 4 findet keine Anwendung.

(2) Beim Ministerium fiir Inneres und Sport '° wird ein Polizeihauptpersonalrat gebildet. Seine Mitglieder werden von
den Polizeivollzugsbeamten der Dienststellen nach Absatz 1 und selbststédndiger Dienststellen nach § 6 Abs. 3 sowie
den beim Ministerium fiir Inneres und Sport '* beschiftigten Polizeivollzugsbeamten gewihlt. Eine Teilnahme an der
allgemeinen Stufenvertretung findet nicht statt.

§92
Ausnahme von der Mitbestimmung

Fiir Polizeivollzugsbeamte findet bis zum Ablegen der Fachpriifung I § 80 Abs. 1 Buchst. a Nrn. 3, 5 und 11 keine
Anwendung.

Abschnitt V

Landesamt fiir Verfassungsschutz
§ 93

Ausnahmen
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Fiir das Landesamt fiir Verfassungsschutz gilt dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen:

1. Der Leiter des Landesamtes fiir Verfassungsschutz kann nach Anhdrung des Personalrats bestimmen, dass Angehd-
rige der Dienststelle nicht an Personalversammlungen teilnehmen, wenn dies aus dienstlichen Griinden dringend
geboten ist.

2. Die Gewerkschaften iiben die ihnen nach diesem Gesetz zustehenden Befugnisse gegeniiber der Dienststelle, dem
Personalrat und der Personalversammlung durch Vertreter aus, die Angehorige der Dienststelle sind. Vertreter der
zustindigen Arbeitgebervereinigungen nehmen an Sitzungen des Personalrats und an Personalversammlungen nicht
teil.

3.§ 69 Abs. 3 und § 72 Abs. 1 sind mit folgender Erginzung anzuwenden:

Dies gilt nicht fiir Unterlagen, die im 6ffentlichen Interesse der Geheimhaltung bediirfen. Die Entscheidung hier-
iiber trifft die Dienststelle nach pflichtgemidBBem Ermessen. Entspricht ihre Entscheidung nicht dem Antrag des Per-
sonalrats, so entscheidet auf Antrag des Personalrats das Ministerium fiir Inneres und Sport."

4.§72 Abs.3und 4, § 78 Abs. 1 Nr. 10, § 83 Abs. 1 und § 84 sind nicht anzuwenden, soweit es die Belange des Ver-
fassungsschutzes erfordern.

5. An die Stelle des § 73 Abs. 4 bis 6, § 74 Abs. 3 und § 75 tritt folgende Regelung:

Ergibt sich zwischen dem Leiter des Landesamtes fiir Verfassungsschutz und dem Personalrat keine Einigung, ent-
scheidet nach Anhorung des Personalrats das Ministerium fiir Inneres und Sport."

6. Der Personalrat nimmt gleichzeitig die Aufgaben des Hauptpersonalrats wahr; die Angehdrigen der Dienststelle
nehmen an der Wahl zur allgemeinen Stufenvertretung nicht teil.

Abschnitt VI
Schulen

§ 94
Gruppenbildung, Erweiterung des Personalrats

(1) Die beamteten und angestellten Lehrer, Lehrhilfskrifte, pddagogischen Unterrichtshilfen und anders erzieherisch,
pflegerisch oder therapeutisch Tétigen bilden gemeinsam eine weitere Gruppe im Sinne des § 5; die Zugehorigkeit zu
dieser Gruppe schlieB3t die Zugehorigkeit zu einer anderen aus. Fiir die Beteiligung des Personalrats bleibt die allgemei-
ne Gruppenzugehorigkeit maBBgebend.

(2) Ein Personalrat, fiir den in § 15 Abs. 1 drei Mitglieder vorgesehen sind, besteht aus vier Mitgliedern, wenn Absatz 1
Satz 1 erster Halbsatz zur Folge hitte, dass nicht jede Gruppe im Personalrat vertreten wére.

(3) Hauptberufliche Lehrkrifte, die nach MaBgabe des Privatschulgesetzes '' Privatschulen zur Dienstleistung zugewie-
sen sind, nehmen nur an den Wahlen der fiir sie zustdndigen Stufenvertretungen gemal § 96 teil.

(4) Lehrer, die an mehreren Schulen unterrichten, sind nur an der Schule wahlberechtigt und wihlbar, an der sie iiber-
wiegend beschéftigt sind. Bei gleichem Umfang der Beschiftigung entscheidet der Lehrer, in welcher Schule er das
Wahlrecht ausiibt; entsprechendes gilt fiir seine Wahlbarkeit. Abweichend hiervon sind Lehrer, deren Dienststelle eine
Schule fiir Behinderte ist, welche gleichzeitig Sonderpiddagogisches Forderzentrum ist, nur an dieser Schule fiir Behin-
derte wahlberechtigt und wihlbar. Lehrer, die an mehreren Schulen unterrichten, sind nur fiir die Stufenvertretung ihrer
Stammschulform wahlberechtigt und wihlbar; als Stammschulform gilt in diesem Falle die Schulform, der der Lehrer
stellenplanméBig zugewiesen ist.

(5) Soweit der Minister fiir Bildung, Kultur und Wissenschaft Anstellungsbehorde ist, sind Ausbildungsmeister an
iiberbetrieblichen Umschulungszentren nur fiir die Stufenvertretung gemif3 § 96 Abs. 1 Buchstabe b wahlberechtigt.

(6) Als Angehorige des 6ffentlichen Dienstes gelten auch an das Deutsch-Franzosische Gymnasium abgeordnete fran-
z0sische Lehrkrifte sowie Religionslehrer, die aufgrund eines Gestellungsvertrages in Schulen weisungsgebunden
beschéftigt sind, ohne einer Verwaltung im Sinne des § 1 anzugehoren.

§ 95
Dienststellen, Leiter der Dienststellen

(1) Als Dienststelle gilt die Gesamtheit der nicht als Lehrer, Lehrhilfskrifte, pddagogische Unterrichtshilfen oder an-
ders erzieherisch, pflegerisch oder therapeutisch Tétigen an allgemein bildenden und beruflichen Schulen sowie an
Schulkindergirten und Schiilerheimen, soweit das Ministerium fiir Bildung, Kultur und Wissenschaft Anstellungsbe-
horde ist. Als Leiter der Dienststelle gilt der Minister fiir Bildung, Kultur und Wissenschatft.

' PrivSchG vgl. BS-Nr. 223-4.
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(2) Als Dienststelle gilt jeweils die Gesamtheit der Studienreferendare oder der Lehramtsanwirter eines Studiensemi-
nars oder eines Landesseminars. Als Leiter der Dienststelle gilt der jeweilige Seminarleiter. Die Amtszeit der betreffen-
den Personalrite betrdgt ein Jahr; § 13 Abs. 1 Buchstabe b findet keine Anwendung.

§ 96
Hauptpersonalriite

(1) Beim Minister fiir Bildung, Kultur und Wissenschaft werden Hauptpersonalrite gebildet fiir die staatlichen Lehrer,
Studienreferendare, Lehramtsanwiérter, Lehrhilfskréfte, pidagogischen Unterrichtshilfen und anderen erzieherisch tati-
gen Personen
a) an Grundschulen, Schulkindergérten im Grundschulbereich sowie dem entsprechenden Studienseminar,
b) an technisch-gewerblichen und sozialpflegerischen Berufs-, Berufsfach-, Fach- und Fachoberschulen, Berufsschul-
einrichtungen fiir Behinderte und dem entsprechenden Landesseminar sowie am Technischen Gymnasium,
¢) an kaufménnischen Berufs-, Berufsfach-, Fach- und Fachoberschulen, Berufsschuleinrichtungen fiir Behinderte und
dem entsprechenden Landesseminar sowie am Wirtschaftsgymnasium,
d) an Erweiterten Realschulen, Erweiterten Realschulen in Abendform sowie den entsprechenden Studienseminaren,
e) an Gymnasien - mit Ausnahme des Technischen Gymnasiums und des Wirtschaftsgymnasiums -, Abendgymnasien
und Versuchsschulen neuer Schulformen sowie den entsprechenden Studienseminaren,
f) an Gesamtschulen,
g) an Schulen fiir Behinderte - ausgenommen Berufsschuleinrichtungen fiir Behinderte - und Schulkindergérten im
Bereich der Schulen fiir Behinderte.

(2) Die in Absatz 1 genannten Angehdrigen des dffentlichen Dienstes nehmen an der Wahl zur allgemeinen Stufenver-
tretung nicht teil. Der nach § 95 Abs. 1 zu wéhlende Personalrat nimmt gleichzeitig die Aufgaben der Stufenvertretung
wabhr; flir die Angehorigen dieser Dienststellen gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Der bei

a) der Hochschule fiir Musik Saar,

b) der Hochschule fiir Technik und Wirtschaft des Saarlandes,

¢) der Hochschule der Bildenden Kiinste - Saar
gebildete Personalrat nimmt gleichzeitig die Aufgaben der Stufenvertretung wahr. Die Angehdrigen dieser Dienststel-
len nehmen an der Wahl zur allgemeinen Stufenvertretung nicht teil.

Abschnitt VII
Hochschulen und Forschungsstiitten

§97
Angehdorige des 6ffentlichen Dienstes im Hochschulbereich

Fiir den Bereich der Hochschulen sind Angehérige des 6ffentlichen Dienstes im Sinne dieses Gesetzes die Angehorigen
des Verwaltungspersonals und des technischen Personals sowie die wissenschaftlichen Assistenten, die Oberassistenten
und Oberingenieure, die wissenschaftlichen Mitarbeiter, die kiinstlerischen Mitarbeiter, die Fachhochschulassistenten
und die Lehrkréfte fiir besondere Aufgaben. Fiir wissenschaftliche Assistenten, Oberassistenten und Oberingenieu-
re,wissenschaftliche Mitarbeiter, kiinstlerische Mitarbeiter, Fachhochschulassistenten und Lehrkréfte fiir besondere
Aufgaben wird an den Hochschulen ein eigener Personalrat gebildet. An der Universitét des Saarlandes nehmen Biblio-
thekare im hoheren Dienst und ihnen vergleichbare Angestellte an den Wahlen zum Personalrat fiir wissenschaftliche
Mitarbeiter und Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben teil. Im Ubrigen nehmen Bibliothekare an den Wahlen zum Perso-
nalrat fiir das Verwaltungspersonal und das technische Personal teil.

§98
Ausnahmen der Beteiligung

(1) § 78 Abs. 1 Nr. 10 und § 84 finden keine Anwendung auf Einrichtungen, die unmittelbar der Lehre oder Forschung
dienen.

(2) Die Entscheidungen der Organe der Hochschulen im Bereich von Lehre und Forschung ergehen ohne Beteiligung
des Personalrats.

Abschnitt VIII
Kulturelle und kulturfordernde Einrichtungen
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§ 99
Theater und Orchester

Die durch Bithnennormalvertrag verpflichteten Theatermitglieder und die Orchestermitglieder bilden gemeinsam eine
weitere Gruppe im Sinne des § 5. Die Zugehorigkeit zu dieser Gruppe schlie8t die Zugehdrigkeit zu einer anderen aus.
§ 94 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 finden Anwendung.

Abschnitt IX
Justizverwaltung

§ 100
Besondere Dienststellen

(1) Als Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes gelten:
1. die Gesamtheit der Staatsanwilte,
2. die Gesamtheit der Rechtsreferendare.

(2) Als Leiter der Dienststelle gilt im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 der Minister der Justiz,'” im Fall des Absatzes 1 Nr. 2
der Président des Oberlandesgerichts .

(3) Die Amtszeit des Personalrats der Rechtsreferendare betrégt ein Jahr; § 13 Abs. 1 Buchst. b findet keine Anwen-
dung.

(4) Der Personalrat der Staatsanwiélte und der Personalrat der Rechtsreferendare nehmen gleichzeitig die Aufgaben der
Stufenvertretung wahr.

§ 101
Stufenvertretungen

(1) Die Angehérigen der dem Minister der Justiz '? unterstellten Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsan-
stalten, ausgenommen die Staatsanwélte und Rechtsreferendare, wihlen neben den Personalrdten einen Hauptpersonal-
rat, der bei dem Minister der Justiz '* gebildet wird. Der Hauptpersonalrat nimmt auch die Aufgaben einer Stufenvertre-
tung bei einer Landesmittelbehdrde geméal § 52 wahr.

(2) An der Verhandlung von Fragen, welche auch die Interessen der Staatsanwilte beriithren, nimmt der Vorsitzende
des Personalrats der Staatsanwilte teil. Entsprechendes gilt fiir den Vorsitzenden des Personalrats der Rechtsreferenda-
re.

Abschnitt X
Finanzverwaltung

§ 102
Finanzverwaltung

(1) Die Angehdrigen der Finanzédmter und der Oberfinanzdirektion wéhlen neben den Personalriten einen Hauptperso-
nalrat, der auch die Aufgaben einer Stufenvertretung bei einer Landesmittelbehorde gemédB § 52 wahrnimmt. Die An-
gehdrigen des Ministeriums fiir Finanzen und Bundesangelegenheiten," des Landesamtes fiir Finanzen und des Lan-
desamtes fiir Bau und Liegenschaften wihlen neben den Personalriten einen Hauptpersonalrat. Beide Hauptpersonalra-
te werden beim Ministerium fiir Finanzen und Bundesangelegenheiten ' gebildet. § 52 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 gelten
nicht.

(2) Die Personalratswahlen im Geschiftsbereich des Ministeriums fiir Finanzen und Bundesangelegenheiten * finden
im Jahre 2001 in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. November statt. In der Folge gilt § 23.

§§ 103 bis 105 (weggefallen)

Abschnitt XT
Angehorige von Nichtgebietskorperschaften, Anstalten und Stiftungen und sonstigen juristischen Personen des

12 Jetzt Ministerium fiir Justiz, Gesundheit und Soziales gem. der Bekanntmachung vom 6. Oktober 2004 (Amtsbl. S. 2184) - BS-Nr.
1101-5.
13 Jetzt Ministerium der Finanzen gem. der Bekanntmachung vom 6. Oktober 2004 (Amtsbl. S. 2184) - BS-Nr. 1101-5.
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offentlichen Rechts

1. Allgemeine Vorschriften

§ 106
Anwendung von Rechtsvorschriften, Beteiligung

(1) Auf Angehorige von Nichtgebietskorperschaften, Anstalten, Stiftungen und sonstigen juristischen Personen des
offentlichen Rechts finden die Vorschriften des Ersten Teils sinngeméfl Anwendung, soweit sie nicht unmittelbar an-
zuwenden sind.

(2) Soweit sich aus den folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt, sind die Personalvertretungen der im Absatz 1
genannten Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes berechtigt, einen Vertreter mit beratender Stimme zu den Sitzungen
der Vorstinde oder vergleichbaren Organe und deren Ausschiissen zu entsenden, sofern personelle oder soziale Ange-
legenheiten der Angehorigen der Dienststelle behandelt werden. § 87 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

2. Sozialversicherungstriger

§ 107
Dienstordnungsméfiige Angestellte

Bei Sozialversicherungstrigern, die Beamte und dienstordnungsméBige Angestellte beschéftigen, zéhlen die dienstord-
nungsmifBigen Angestellten zur Gruppe der Beamten.

§ 108
Leiter der Dienststelle

(1) Leiter der Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes ist der Vorsitzende des Vorstandes (stellvertretende Vorsitzende)
des Sozialversicherungstrigers. Er kann sich durch Mitglieder der Geschéftsfiihrung vertreten lassen.

(2) § 81 gilt auch fiir die Mitglieder der Geschiftsfithrung.

§ 109
Beteiligung der Personalvertretung

Die Personalvertretung ist berechtigt, einen Vertreter mit beratender Stimme zu den Sitzungen des Vorstandes des So-
zialversicherungstrigers und seiner Ausschiisse zu entsenden, sofern personelle oder soziale Angelegenheiten der
Angehorigen der Dienststelle behandelt werden. § 87 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

3. Saarlindischer Rundfunk

§ 110
Leiter der Dienststelle, Oberste Dienstbehorde, freie Mitarbeiter, Einigungsstelle

(1) Leiter der Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes ist der Intendant. Er kann sich durch seinen stédndigen Vertreter,
den Verwaltungsdirektor oder den Justitiar vertreten lassen.

(2) Die Aufgaben der obersten Dienstbehdrde werden von einem Ausschuss wahrgenommen, der aus den Vorsitzenden
und stellvertretenden Vorsitzenden des Rundfunkrates und des Verwaltungsrates sowie aus dem Intendanten besteht.
Der Ausschuss wihlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden.

(3) Als Angehorige der Dienststelle gelten auch die stdndigen freien Mitarbeiter, fiir die Sozialversicherungsbeitrige
geleistet werden. Sie gehoren zur Gruppe der Angestellten.

(4) Abweichend von § 75 kann bei dem Vorsitzenden der Einigungsstelle bei der Rundfunkanstalt von der Befahigung
zum Richteramt oder den geforderten Voraussetzungen nach § 110 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes abgesehen

werden.

§ 111
Ausnahme von der Wihlbarkeit

(1) Nicht wéhlbar zum Personalrat sind der Intendant, sein stdndiger Vertreter, die Direktoren und der Justitiar sowie
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Angehorige der Rundfunkanstalt, die zur selbststindigen Entscheidung in Personalangelegenheiten befugt sind.
(2) Nicht wéhlbar sind ferner Volontire.

§ 112
Beteiligung des Personalrats

(1) Der Vorsitzende des Personalrats sowie der stellvertretende Vorsitzende oder an seiner Stelle ein weiteres vom
Personalrat zu bestimmendes Mitglied sind berechtigt, an den Sitzungen des Rundfunkrats mit beratender Stimme teil-
zunehmen. Der Vorsitzende des Personalrats hat das Recht, an den Sitzungen des Verwaltungsrats mit beratender
Stimme teilzunehmen. Es ist ihm Gelegenheit zu geben, in den Ausschiissen des Rundfunkrats und des Verwaltungsrats
die Auffassung des Personalrats darzulegen, sofern personelle oder soziale Angelegenheiten der Angehdrigen der
Rundfunkanstalt behandelt werden. § 87 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Der Personalrat hat, gegebenenfalls durch Abschluss einer Dienstvereinbarung, mitzuwirken bei der Festlegung
besonderer Arbeitsregeln fiir die Mitarbeiter im Programmbereich.

(3) Der Personalrat bildet einen Ausschuss fiir Angelegenheiten der Programm-Mitarbeiter. Thm gehdren neben dem
Vorsitzenden (stellvertretenden Vorsitzenden) des Personalrats und zwei weiteren Mitgliedern je zwei vom Personalrat
zu wihlende fest angestellte und sténdige freie Programm-Mitarbeiter an.

(4) Der Ausschuss hat die Aufgabe, Zweifelsfragen oder Meinungsverschiedenheiten, die sich aus der Tatigkeit der
Programm-Mitarbeiter oder bei Anwendung der besonderen Arbeitsregeln fiir die Mitarbeiter im Programmbereich
ergeben, mit dem Intendanten einvernehmlich zu kldren. Der Intendant kann sich durch einen leitenden Angestellten
aus dem Programmbereich vertreten lassen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so ist die Angelegenheit mit dem
Personalrat zu erdrtern. Abweichend von § 74 entscheidet bei Nichteinigung mit dem Personalrat der Intendant (§ 34
des Landesrundfunkgesetzes) "* endgiiltig.

Dritter Teil
Gerichtliche Entscheidungen, erginzende Vorschriften, Ubergangs- und Schlussvorschriften

Abschnitt I
Gerichtliche Entscheidungen

§113
Zustindigkeit der Verwaltungsgerichte

(1) Die Verwaltungsgerichte, im dritten Rechtszug das Bundesverwaltungsgericht, entscheiden aufer in den Fillen der
§§ 25,27 und 46 Abs. 2 iiber

a) Wahlberechtigung und Wéhlbarkeit,

b) Wahl, Amtszeit und Zusammensetzung der Personal- und der Jugend- und Auszubildendenvertretungen,

¢) Zustindigkeit und Geschéftsfilhrung der Personal- und der Jugend- und Auszubildendenvertretungen,

d) Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen.

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes iiber das Beschlussverfahren gelten entsprechend.

§ 114
Fachkammern und Fachsenat

(1) Fiir die nach diesem Gesetz zu treffenden Entscheidungen ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes eine Fach-
kammer und bei dem Oberverwaltungsgericht des Saarlandes ein Fachsenat zu bilden. Bei Bedarf konnen weitere Fach-
kammern oder Fachsenate gebildet werden.

(2) Die Fachkammer und der Fachsenat bestehen aus einem Berufsrichter als Vorsitzendem und ehrenamtlichen Rich-
tern. Die ehrenamtlichen Richter miissen Angehorige des 6ffentlichen Dienstes der im § 1 genannten Verwaltungen und
Gerichte sein. Sie werden je zur Hilfte von

1. den unter den Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes vertretenen Gewerkschaften und

2. den obersten Landesbehorden und den kommunalen Spitzenverbénden
vorgeschlagen und vom Minister der Justiz '* berufen. Fiir die Berufung und Stellung der ehrenamtlichen Richter sowie
ihre Heranziehung zu den Sitzungen gelten die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes iiber ehrenamtliche Richter

4 Vgl. jetzt § 35 SMG - BS-Nr. 225-1.
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entsprechend. Wird wihrend der Amtszeit die Bestellung neuer ehrenamtlicher Richter erforderlich, so werden sie fiir
den Rest der Amtszeit bestellt.

(3) Die Fachkammer und der Fachsenat werden in der Besetzung mit einem Berufsrichter als Vorsitzendem und je zwei
nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 zu berufenden ehrenamtlichen Richtern tétig. Unter den in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten eh-
renamtlichen Richtern muss sich je ein Beamter und ein Angestellter oder Arbeiter befinden.

Abschnitt IT
Erginzende Vorschriften

§ 115
Durchfithrungsverordnungen

(1) Die Landesregierung erldsst die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsvorschriften, insbesondere
eine Wahlordnung. "

(2) Die Wahlordnung hat Vorschriften zu enthalten {iber
a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Aufstellung der Wihlerlisten und die Errechnung der Vertreterzahl,
b) die Frist fiir die Einsichtnahme in die Wahlerlisten und die Regelung von Einspriichen,
¢) die Vorschlagslisten und die Frist fiir ihre Einreichung,
d) das Wahlausschreiben und die Fristen fiir seine Bekanntmachung,
e) die Stimmabgabe,
f) die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen fiir seine Bekanntmachung,
g) die Aufbewahrung der Wahlakten, die die Wahlordnung enthalten, ferner entsprechende Vorschriften iiber die Ab-
stimmung.

(3) Die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlésst das Ministerium fiir Inneres
und Sport."

§ 116
Sondervorschriften bei Umbildung von Kérperschaften

(1) Werden Gemeinden, Gemeindeverbiande und sonstige Gebietskorperschaften, Korperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des 6ffentlichen Rechts in eine andere juristische Person des 6ffentlichen Rechts eingegliedert oder zu einer
neuen juristischen Person des 6ffentlichen Rechts zusammengeschlossen, sind die Personal- und Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen spatestens bis zum Ablauf des dritten auf die Eingliederung oder Neubildung folgenden
Kalendermonats neu zu wiahlen. Hat diese Neuwahl aullerhalb des nach § 23 Abs. 1 oder § 60 Abs. 1 Satz 1
festgelegten Wahlzeitraums stattgefunden, finden § 23 Abs. 3 und § 26 Abs. 1 Sétze 2 und 3 und § 60 Abs. 1 Sétze 2
und 3 Anwendung.

(2) Die im Zeitpunkt der Eingliederung oder der Neubildung bestehenden Personalrite bestellen gemeinsam unverziig-
lich Wahlvorstdnde fiir die Neuwahlen von Personal- und Jugend- und Auszubildendenvertretungen. Die Vorstidnde
und Vorsitzenden der Personal- oder Jugend- und Auszubildendenvertretungen (§§ 31 und 61)

filhren die Geschéfte der Personal- oder Jugend- und Auszubildendenvertretungen so lange weiter, bis die neuen Perso-
nal- und Jugend- und Auszubildendenvertretungen gewahlt sind. Sie wihlen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden.

Abschnitt ITT
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 117
Religionsgemeinschaften

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und erzieherischen Einrich-
tungen sowie auf Weltanschauungsgemeinschaften ohne Riicksicht auf ihre Rechtsform; ihnen bleibt die selbststindige
Ordnung eines Personalvertretungsrechts iiberlassen.

§ 118
Verweisung auf andere Gesetze

Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet werden, die durch
dieses Gesetz aufgehoben oder gedndert werden, treten an ihre Stelle die Vorschriften dieses Gesetzes.
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§ 119 (weggefallen)

§ 120
Auller-Kraft-Treten von Vorschriften

Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes tritt das Personalvertretungsgesetz fiir das Saarland in der Fassung vom 10.
September 1964 (Amtsbl. S. 881), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 13. Médrz 1970 (Amtsbl. S. 267), auBer Kraft.



	Erster Teil
	Maßnahmen zur Erfüllung der Aufgaben des Persona


